
ARL HORMANN

ach dem Neın ZUuU Zwentendorf
Csterreich hat November S den Betrieb VOoIml Kernkraftwerken
abgelehnt. Mit hohen Kosten atte Nan die Anlage e1nes ersten KKWes Zwenten-
dorf Zd.) errichtet, Während des Baues waren die Probleme gewachsen. Angesichts
der einander widersprechenden einungen über die Inbetriebnahme VOImn der
Bevölkerung eine politische ung treffen.

M}  ungen
Gesetze und Volksabstimmung

Der Nationalrat beschloß Al 7, mıiıt geringer Mehrheit! „Zur Inbetriebnahme
eines  E Kernkraftwerkes Osterreich ist, außer den auf Grund anderer gesetzlicher
Bestimmungen erforderlichen behördlichen Bewilligungen, e1ne durch Bundesgesetz
erteilende Erlaubnis gesamtstaatlicher, volkswirtschaftlicher und energiepolitischer
SÖicht sOoOw1e Bedachtnahme auf Gesichtspunkte technischer und gesundheitlicher
Sicherheit soweıt diese Kompetenzen durch den Bunt ahrzunehmen csind
erforderlich‘®?. Für die Inbetriebnahme des Wes der Gemeinschaftskraftwerk
Tullnerfeld mbH. wurde zugleich diese FErlaubnis erteilt®.
Zur weiteren politischen Absicherung wurde edoch das nkrafttreten dieses Beschlusses
VOoO einer Volksabstimmung abhängig gemacht, die der Bundespräsident

September 1978 anordnete und die die Bundesregierung auf den November 1978
festsetzte*, Die mit Ja oder Nein zu beantwortende rage des amtlichen Stimmzettels
Jautete: „Soll der Gesetzesbeschluß des Nationalrates S Juli 1978 über die
Ffriedliche Nutzung der Kernenergie Österreich (Inbetriebnahme des ernkraft-
werkes Zwentendorf) Gesetzeskraft erlangen?”® der Volksabstimmung beteiligten
sich von 5,083.673 Stimmberechtigten .259.118 (64,1 Prozent); ein! knappe Mehrheit
der 3,183.147 gültigen Stimmen, n 1,606.308 fa Prozent), auf Ne  15  6
Die führenden Politiker erklärten, al  S ese Entscheidung celbstverständlich geachtet
werden müsse‘.
Zum überraschenden Ergebnis der Abstimmung es anscheinend dadurch, daß  4015 mıit
der Frage, die der amtliche vorsah, ın der vorausgehenden Kampagne
andere ragen verquickt wurden. Bundeskanzler eisky, der noch we Wochen VvVor
der Abstimmung gezögert hatte, sich Ja oder Nein auszusprechen, trat schlie@lich
doch für das Ja ein® und gab dem Ja die Bedeutung einer Zustimmung nicht ILUT ZUr
£friedlichen Nutzung der ÄAtomenergie, sondern 3 gesamten Energiepolitik Seiner
Regierung; vielfach wurde dies SC  ( verstanden, > er 3  en seine Politik überhaupt
gebilligt haben wollte®. Kreisky begründete spater diese Verquickung damit, d  laß

Vgl Nein Zwentendorf-Gesetz Ja ZUT Sicherheit, Auszüge der Nationalrats-
debatte 1978, ÖOsterr. Monatshefte 34, 10 (1978)
Bundesgesetz über die Friedliche utzung der ernenergie in ÖOsterreich (Inbetriebnahme
des Kernkrattwerkes Zwentendorf) 1, Bunde:sge_setzblatt 493/1978
Ebd.

5  5 Kienzl, Der est ist Schweigen, Solidarität 588 (Jä 1979) 9—11,
Vgl. Gesamtergebnis der Volksabstimmung, Wiener WrZ) 1978,

i Dem „Ne:  in  H4 olg das Dilemma : Was eschieht mit Zwentendorf£? WrZ 1978, 1
„Dieses Werk steht, gekostet, darf nicht verrotten.“” der
Atomdiskussion, WrZ 1978,
„Kreisky verwahrte sich dagegen, die bevorstehende Voilksabstimmun: als Entscheidung
&s  ber gesamte sozialistische Politik zu sehen, gehe ausschließlich unı die Energie-
poli der Bundesregierung.“ Atomdiskussion wird hitziger, WrZ 24, 10. 1978,

Grinschgl, Der Widerwille steigt von Tag ag, Die Furche 27. 1978,
S, November geht in prstier Linie nicht um ine Sachfrage, geht vielmehr eine
Vertrauensfrage oder Bundesregierung.“

KARL HORMANN 

Nach dem Nein zu Zwentendorf 
Österreich hat am 5. November 1978 den Betrieb von Kernkraftwerken ( = KKW) 
abgelehnt. Mit hohen Kosten hatte man die Anlage eines ersten KKWes in Zwenten­
dorf ( = Zd.) errichtet. Während des Baues waren die Probleme gewachsen. Angesichts 
der einander widersprechenden Meinungen über die Inbetriebnahme von Zd. in der 
Bevölkerung war eine politische Entscheidung zu treffen. 

L Politische Entscheidungen 
1. Gesetze und Volksabstimmung 
Der Nationalrat beschloß am 7. Juli 1978 mit geringer Mehrheit1 : ,,Zur Inbetriebnahme 
eines Kernkraftwerkes in Österreich ist, außer den auf Grund anderer gesetzlicher 
Bestimmungen erforderlichen behördlichen Bewilligungen, eine durch Bundesgesetz zu 
erteilende Erlaubnis aus gesamtstaatlicher, volkswirtschaftlicher und energiepolitischer 
Sicht sowie unter Bedachtnahme auf Gesichtspunkte technischer und gesundheitlicher 
Sicherheit - soweit diese Kompetenzen durch den Bund wahrzunehmen sind -
erforderlich"2• Für die Inbetriebnahme des KKWes Zd. der Gemeinschaftskraftwerk 
Tullnerfeld GmbH. wurde zugleich diese Erlaubnis erteilt8. 
Zur weiteren politischen Absicherung wurde jedoch das Inkrafttreten dieses Beschlusses 
von einer Volksabstimmung abhängig gemacht, die der Bundespräsident am 
13. September 1978 anordnete und die die Bundesregierung auf den 5. November 1978 
festsetzte4• Die mit Ja oder Nein zu beantwortende Frage des amtlichen Stimmzettels 
lautete: ,,Soll der Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 7. Juli 1978 über die 
&iedliche Nutzung der Kernenergie in Österreich (Inbetriebnahme des Kernkraft­
werkes Zwentendorf) Gesetzeskraft erlangen?"' An der Volksabstimmung beteiligten 
sich von 5,083.673 Stimmberechtigten 3,259.118 (64,1 Prozent); eine knappe Mehrheit 
der 3,183.147 gültigen Stimmen, nämlich 1,606.308 (50,47 Prozent), fiel auf Nein6• 

Die führenden Politiker erklärten, daß diese Entscheidung selbstverständlich geamtet 
werden müsse7• 

Zum überraschenden Ergebnis der Abstimmung kam es anscheinend dadurch, da.8 mit 
der Frage, die der amtliche Stimmzettel vorsah, in der vorausgehenden Kampagne 
andere Fragen verquickt wurden. Bundeskanzler Kreisky, der noch wenige Wochen vor 
der Abstimmung gezögert hatte, sich für Ja oder Nein auszusprechen, trat schließlich 
doch für das Ja ein8 und gab dem Ja die Bedeutung einer Zustimmung nicht nur zur 
&iedlichen Nutzung der Atomenergie, sondern zur gesamten Energiepolitik seiner 
Regierung; vielfach wurde dies so verstanden, daß er damit seine Politik überhaupt 
gebilligt haben wollte9• Kreisky begründete später diese Verquickung damit, daß er 

1 Vgl. Nein zum Zwentendorf-Gesetz - Ja zur Sicherheit, AuszUge aus der Nationalrats­
debatte am 28. Juni 1978, Österr. Monatshefte 34, 10 (1978) 18 f. 

z Bundesgesetz tiber die friedliche Nutzung der Kernenergie in Österreich (Inbetriebnahme 
des Kernkraftwerkes Zwentendorf)§ 1, Bundesgesetzblatt(= BGBl) 493/1978. 

8 Ebd. § 2. ' Ebd. 
5 Vgl. H. Kienzl, Der Rest ist Schweigen, Solidarität 588 (Jänner 1979) 9-11, 10. 
8 Vgl. Gesamtergebnis der Volksabstimmung, Wiener Zeitung(= WrZ) 7.11.1978, 3. 
7 Dem „Nein" folgt das Dilemma: Was geschieht mit Zwentendorf? WrZ 7. 11. 1978, 1 f. 
8 „Dieses Werk steht, es hat Milliarden gekostet, es darf nicht verrotten." Endrunde der 

Atomdiskussion, WrZ 31. 10. 1978, 3. 
9 „Kreisky verwahrte sich dagegen, die bevorstehende Volksabstimmung als Entscheidung 

über die gesamte sozialistische Politik zu sehen, es gehe ausschließlich um die Energie­
politik der Bundesregierung." Atomdiskussion wird hitziger, WrZ 24. 10. 1978, 3. -
A. Grinschgl, Der Widerwille steigt von Tag zu Tag, Die Furche 27. 10. 1978, 1: ,,Am 
5. November geht es in erster Linie nicht um eine Sachfrage, es geht vielmehr um eine 
Vertrauensfrage fiir oder gegen die Bundesregierung." 

106 



von seinen politischen Gegnern auf diesen Weg gedrängt worden @1'  10 Anscheinend
wurden dadurch nich  err wenıige Stimmberechtigte ın Konflikte gebracht: Manche hätten
ZUM Ja gesagt, wollten aber vielleicht nicht einfach die Politik der Regierung
gutheißen!!, Andere hätten die Regierungspolitik gebilligt, hatten aber DD KKWe
Einw.  an  ‚99  del?, 1e  Jle sch!  einen sich für unzuständig gehalten ZU haben, e1ne schwer-
wiegende Entscheidung ZU treffen!?. 50 Nag PS sich erklären, 1,824.555 Stimm-
berechtigte .89 Prozent) der Abstimmung fernblieben.
Fine der Reaktionen der Regierungspartei, der Sozialistischen artei Österreichs

SPO), auf das Ergebnis A  laß ihre Nationalratsfraktion schon November
1978 Parlament ein Bundesgesetz beantragte, das die Nutzung der Kern-
energie die ergieversorgung (einschließlich der Inbetriebn bereits bestehen-
der derartiger Anlagen) Osterreich verboten werden sollte14. Tatsächlich Ver-
abschiedete der Nationalrat [L 15 Dezember 1978 einstimmig derartiges Gesetz
„Anlagen, mit denen Zwecke der Energieversorgung elektrische ergie durch
ernsp. erzeugt werden soll, dürfen ÖOsterreich -  Ee. errichtet werden. Sofern
jedoch derartige Anlagen bereits bestehen, dürfen 61e B-  e’ Betrieb geNOMMEN
werden“‘1>.

Österreich und die IAEA
Durch das Nein ZUT friedlichen Nutzung der Kernspaltung geriet Österreich eine
eigenartige Lage ] beherbergt seit Jahren die Internationale Atomenergi  rganisa-
tion und hat Si1e ın den Gebäuden, die verschiedene Organisationen der
Vereinten Nationen Wiener Donaupark mit beträchtlichen Kosten errichtet wurden,
entsprechende Räume vorgesehen; selbst aber versagt sich einem der bedeutendsten
Zwecke, denen diese Behörde dient. Die Internationale Atomenergie-Organisation
(International Atomic Energy gency JAEA), die 1977 ihren zwanzigjährigen
Bestand feiern konnte, verfolgt Ja das Ziel, in der ganzen Welt den ag der
Atomenergie Frieden, Ir Gesundheit und IN Wohlstand beschleunigen und

steigern. Die Organisation OT 1m Rahmen ihrer Möglichkeiten dafür, S die
oder auf Ersuchen oder un!: ihrer Überwachung oder Kontrolle geleistete Hilfe

10 Für und wider Zd., WrZ 22. 10. 1978, Parlamentsklub der Österr. Volkspartei
(CXaVP) „iIm Gegensatz ZUr ere der Klub sterreicher auf, nach estem Wissen
und Gewissen ohne Rücksicht auf Parteizugehörigkeit oder -gsympathie entscheiden.“”
drunde der Atomdiskussion, WrZ 31. 10, 1978, 3,

11 Kienzl, Der Rest ist Schweigen (s. Anm 5) „Etwa bis Prozent wollten
Gründen ihrer politischen ErZeEUgUNg der Bundesregierung ke:  in Vertrauensvotum B  3
stellen.“ H, ODersk1, Volksabstimmung Zd., Österr. Hochschulzeitung 11.
(1978) 18.

die Junge Generation (3 Wien, Atomkraftwerke in ÖOsterreich Materialien
Energiepolitik, Wien 1977, Vgl die „Diskussion KWe“” der Monatsschrif£ft der SPO
Zukunft, Oktober 1978; SCE We sprechen 6{  Q dort Matzner, Oberleitner,

indisch, Prager, Gruen; Mitglieder des Redaktionskomitees £  ö1 das Partei-
Goessler-Leirer, H. Komen a, Konecny, 'amer, SKY, Steinert)

betonen, durch das Parteiprogramm sel niemand ZUTr Zustimmung en genötigt.
15 Gruen, Gtatt Information und Aufklä  ng Anweisungen iın den „Untertanen”, Die Presse

20, 10. 1978, 3° „Die gloriose Idee WAaär, sich diesem PINIMNA Zl entzie CMn, indem
N:  cht oder nicht genügend intormierte Staatsbürger über etwas, was 612 (die Volksver-
tretung) B-  . entscheiden konnte oder wollte, abstimmen lasse.” Das G'Gutachten der
Forschungsstätte der Evangelischen Studiengemeinschaft „Alternative Möglichkeiten für die
Energiepolitik” (Heidelberg spricht von einer Überforderung der Bürger, Verwaltun-

und Gerichte (150)
„Nachbeben” nach Zdl., WrZ 1978, 3,
Bundesgesetz über das Verbot der Nutzung der Kernspaltung flr die Energieversorgung
in OÖsterreich 5  - 1, 676/1978 vgl Atomenergie scheidet AF WrZ 12., 1978, %}
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von seinen politischen Gegnern auf diesen Weg gedrängt worden sei10• Anscheinend 
wurden dadurch nicht wenige Stimmberechtigte in Konflikte gebracht: Manche hätten 
zum KKW ja gesagt, wollten aber vielleicht nicht einfach die Politik der Regierung 
gutheiBen11• Andere hätten die Regierungspolitik gebilligt, hatten aber gegen KKWe 
Einwände12• Viele scheinen sich für unzuständig gehalten zu haben, eine so schwer­
wiegende Entscheidung zu treffen13• So mag es sich erklären, daß 1,824.555 Stimm­
berechtigte (35,89 Prozent) der Abstimmung fernblieben. 
Eine der Reaktionen der Regierungspartei, der Sozialistischen Partei Österreichs 
( = SPÖ), auf das Ergebnis war, daß ihre Nationalratsfraktion schon am 8. November 
1978 im Parlament ein Bundesgesetz beantragte, durch das die Nutzung der Kern­
energie für die Energieversorgung ( einschließlich der Inbetriebnahme bereits bestehen­
der derartiger Anlagen) in Österreich verboten werden sollte14• Tatsächlich ver­
abschiedete der Nationalrat am 15. Dezember 1978 einstimmig ein derartiges Gesetz: 
„Anlagen, mit denen zum Zwecke der Energieversorgung elektrische Energie durch 
Kernspaltung erzeugt werden soll, dürfen in Österreich nicht errichtet werden. Sofern 
jedoch derartige Anlagen bereits bestehen, dürfen sie nicht in Betrieb genommen 
werden"15• 

2. Österreich und die IAEA 

Durch das Nein zur friedlichen Nutzung der Kernspaltung geriet Österreich in eine 
eigenartige Lage: Es beherbergt seit Jahren die Internationale Atomenergie-Organisa­
tion und hat für sie in den Gebäuden, die für verschiedene Organisationen der 
Vereinten Nationen im Wiener Donaupark mit beträchtlichen Kosten errichtet wurden, 
entsprechende Räume vorgesehen; selbst aber versagt es sich einem der bedeutendsten 
Zwecke, denen diese Behörde dient. Die Internationale Atomenergie-Organisation 
(International Atomic Energy Agency = IAEA), die 1977 ihren zwanzigjährigen 
Bestand feiern konnte, verfolgt ja das Ziel, ,,in der ganzen Welt den Beitrag der 
Atomenergie zum Frieden, zur Gesundheit und zum Wohlstand zu beschleunigen und 
zu steigern. Die Organisation sorgt im Rahmen ihrer Möglichkeiten dafür, daß die von 
ihr oder auf ihr Ersuchen oder unter ihrer Oberwachung oder Kontrolle geleistete Hilfe 

10 'Vgl. Für und wider Zd., WrZ 22. 10. 1978, 2. - Parlamentsklub der Österr. Volkspartei 
(OVP): ,,Im Gegensatz zur SP fordere der Klub die Österreidter auf, nadt bestem Wissen 
und Gewissen ohne Rücksidtt auf die Parteizugehörigkeit oder -sympathie zu entscheiden/' 
Endrunde der Atomdiskussion, WrZ 31. 10. 1978, 3. 

11 H. Kienzl, Der Rest ist Schweigen (s. Anm. 5) 10: ,,Etwa 10 bis 20 Prozent wollten aus 
Gründen ihrer politisdten Oberzeugung der Bundesregierung kein Vertrauensvotum aus­
stellen.11 - Vgl. H. Boberski, Volksabstimmung Zd., Österr. Hochschulzeitung 30. 11. 
(1978) 18. 

12 So die Junge Generation SPÖ Wien, Atomkraftwerke in Österreich. Materialien zur 
Energiepolitik, Wien 1977. - Vgl. die „Diskussion KKWe" in der Monatsschrift der SPÖ 
Zukunft, Oktober 1978; gegen KI<We sprechen sich dort aus E. Matzner, F. Oberleitner, 
J. Windisdt, Th. Prager, V. Gruen; Mitglieder des Redaktionskomitees für das neue Partei­
programm (1. Goessler-Leirer, H. Komenda, A. Konecny, H. Kramer, E. Kreisky, H. Steinert) 
betonen, durch das Parteiprogramm sei niemand zur Zustimmung zu KKWen genötigt. 

13 V. Gruen, Statt Information und Aufklärung Anweisungen an den „Untertanen", Die Presse 
20. 10. 1978, 3: ,,Die gloriose Idee war, sich diesem Dilemma zu entziehen, indem man 
nicht oder nicht genügend informierte Staatsbürger über etwas, was sie (die Volksver­
tretung) nicht entscheiden konnte oder wollte, abstimmen lasse." - Das Gutachten der 
Forschungsstätte der Evangelischen Studiengemeinschaft „Alternative Möglichkeiten für die 
Energiepolitik" (Heidelberg 1977) spricht von einer Oberforderung der Bürger, Verwaltun­
gen und Geridtte (150). 

H „Nachbeben" nach Zd., WrZ 9. 11. 1978, 3. 
15 Bundesgesetz über das Verbot der Nutzung der Kernspaltung für die Energieversorgung 

in Österreich § 1, BGBI 676/1978; vgl. Atomenergie scheidet aus, WrZ 17. 12. 1978, 3. 
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nicht ZUTr Förderung militärischer Zwecke benützt WIT!I  dll|6 Zur Erreichung TPeSs Zieles
die den Einsatz VO ÄAtomenergie auf verschiedenen Gebieten fördern,

besonderen auch FZEUZUNG elektrischen Stromes In KKWen; darauf liegt SOSaTr
3'l Schwerpunkt ihrer Tätigkeit!?.

Mitgliedstaaten der IA richten heute Interesse vorwiegend auf Die  -
Delegierten weisen immer wieder auf den ıwachsenden Bedarf 4n (ele!  scher) Energiesowochl den industrialisierten wıe ın den Entwicklungsländern Von der Befriedigungeses Bedarfes sehen 6ie Glück und Frieden einer Welt mıiıt zune.  ender Bevölkerunggen Konventionelle Energiequellen erweisen sich als unzureichend. Auch /enn Wasser-
Afte noch mehr tZ! werden, genügen s1e nicht; Kohle steht nich‘  R allen Ländern
Verfügung und TO sich ZUuU erschöpfen; ebenso Erdöl, das erdies zı kostbar ist,

Energieerzeugung verwendet zu werden selbst er wollen ihre eserven B-  rP
frühzeitig verbrauchen)!? Rationalisierung schon verfügbarer Energiemengen JäQt sich
das Problem auch nicht ZUr anze  . lösen. Als aussichtsreichste Möglichkeit, den wachsenden
Energiebedarf ecken, bieten sich KKWe an®®, Auf G1e richten die meisten Staaten ihre
Hoffnung, ohne sich cehr viel S Bedenken dagegen klimmern. Viele sehen der
Kernenergie die einzige urchführbare und WIrtsScha: annehmbare Alternative
ur Verwendung fossiler Brennstofte;: 3 mit ihrer T  e könne in den neunziger en

Jahrhunderts der Energiebedarf gedeckt werden?!.
Natürlich ist zu fragen, ob der anı der in den Industrieländern getrieben wird,
unbedingt notwendig ist und ob G-  n eine SParsamere ‚bensweise ZUr Entschärfung der
TODleme beitragen könnte. Anerkannt mufß jedo werden, da@ für die Entwicklungslände
die Energiekrise vie bedrohlicher ist als für Industrieländer und Entwicklungs-
er mit Recht die ebung hres materiellen Lebensstandards wünschen, ent-
sprechende Energiemengen brauchen*® Sie wollen die Möglichkeiten der Atomkraft nützen
und verlangen, von den Industrieländern und der JAEA unters —  f werden,
In Osterreich wurde durch Jahre der Errichtung eines KKWes, eben in Zd., gearbeitet.
Indessen haben immer mehr Stimmen VOÖT den Getfahren ewarnt, die mit einem
solchen Unternehmen verbunden sind. Die Bundesregierung me1ınte daher, die
gesamte ahlberechtigte Bevölkerung darüber abstimmen lassen und ihr damit cdie
Verantwortung auferlegen collen. In die Zeit der Vorbereitung der Abstimmung
fiel die itzung der Generalkonferenz der JAEA; fühlte sich eren General-
direktor Dr. Sigvard Eklund gedrängt, darauf hinzuweisen, C in vielen Ländern die
KKWe etwas von ihrer früheren Anziehungskraft eingebüßt hätten. Er fragt nach dem
Warum und findet, auch die JAEA solle auf die ründe der Kernkraftgegner ein-
gehen und 1.  hnen einer ‚USgeEWOgENETIEN Sicht der Probleme verhelfen; mıf nationalen

Internationale Atomenergie-Organisation, Satzung Anderungen nach dem
Stand S 1973 Wien 1975, 5: Der Vertasser gehörte der Delegation
des Stuhles die und die 22., SDitzung der Generalkonferenz der JAEA, 1977
und 1978 1  in Wien abgehalten wurden, und konnte Sü inblick v  ‚S d Arbeiten und
die Troblieme der Organisation gewinnen folgenden werden ellungnahmen der
Delegierten auf diesen Sitzungen m  E JA 1977 und JALA zitiert.
Nach Eklund, JAEA 1978, stehen ınter den Ländern mit freier Mar/'  rtschaft, we.
Kernenergie nutzen, der Spitze Belgien 0/9 des elektrıschen Stromes aAUuUS ‚Wen),
chweden (22 0/9) und We: (17 0/9); Industriel:  der vestieren weiter ausgiebig
auf diesem Gebiet,

1t Vgl K, Hörmann, D Sorge den Frieden auf der Generalkonferenz der Internationalen
Atomenergieagentur 1977 in Wien, Wiener Blätter ZUuUr Friedensforschung WrBIF)
Nr. (1978) 13—15
So eiw: Kuwait, AEÄAÄ 1978 Alternative Möglichkeiten (s 13) 152 „Dem Ver-
rTaul von Rohstoffen sind Grenzen durch die auf der Erde vorhandenen Vorräte

zt.%
Eklund, JAFA 1978, häalt cdie Weiterentwicklung der Kernenergie für unerläßlich: ähn-

der Präsident der 22., ZzZUNg, Prof. Malyu, JAEA 1978, und Präsident arter, USA-
Delegation IAFA 1978
Energie und achstum (Mıtt, des stituts für Gesellschaftspolitik, eft 16) Wien 1975,
41 : r  1r stehen VOTr einer Durststrecke, die ur durch die Kernenergie erbrückbar ist.  D
Vgl die Berichte der Delegierten von Guatemala, Kuwiait, Vietnam, JA 1978

3 Vel. die Berichte der Delegierten von Jugoslawien, audi-Arabien, JTanzania, Zambia,
JAEA 197B,

10  (}

nicht zur Förderung militärischer Zwecke benützt wird"16• Zur Erreichung ihres Zieles 
kann die IAEA den Einsatz von Atomenergie auf verschiedenen Gebieten fördern, 
im besonderen auch zur Erzeugung elektrischen Stromes in KKWen; darauf liegt sogar 
ein Schwerpunkt ihrer Tätigkeit17• 

Die Mitgliedstaaten der IAEA richten heute ihr Interesse vorwiegend auf KKWe18• Die 
Delegierten weisen immer wieder auf den wachsenden Bedarf an (elektrischer) Energie 
sowohl in den industrialisierten wie in den Entwicklungsländern hin. Von der Befriedigung 
dieses Bedarfes sehen sie Glück und Frieden einer Welt mit zunehmender Bevölkerung 
abhängen. Konventionelle Energiequellen erweisen sich als unzureichend. Auch wenn Wasser­
kräfte noch mehr genutzt werden, genügen sie nicht; Kohle steht nicht allen Ländern zur 
Verfügung und droht sich zu erschöpfen; ebenso Erdöl, das überdies zu kostbar ist, um 
zur Energieerzeugung verwendet zu werden (selbst Erdölländer wollen ihre Reserven nicht 
frühzeitig verbrauchen)19• Durch Rationalisierung schon verfügbarer Energiemengen läßt sich 
das Problem auch nicht zur Gänze lösen. Als aussichtsreichste Möglichkeit, den wachsenden 
Energiebedarf zu decken, bieten sich KKWe an!0, Auf sie richten die meisten Staaten ihre 
Hoffnung, ohne sich sehr viel um Bedenken dagegen zu kümmern. Viele sehen in der 
Kernenergie die einzige technisch durchführbare und wirtschaftlich annehmbare Alternative 
zur Verwendung fossiler Brennstoffe; nur mit ihrer Hilfe könne in den neunziger Jahren 
unseres Jahrhunderts der Energiebedarf gedeckt werden21• 

Natürlich ist zu fragen, ob der Aufwand, der in den Industrieländern getrieben wird, 
unbedingt notwendig ist und ob nicht eine sparsamere Lebensweise zur Entschärfung der 
Probleme beitragen könnte. Anerkannt muß jedoch werden, daß für die Entwicklungsländer 
die Energiekrise viel bedrohlicher ist als für die Industrieländer und daß die Entwicklungs­
länder mit Recht die Hebung ihres materiellen Lebensstandards wünschen, wozu sie ent­
sprechende Energiemengen brauchen22• Sie wollen die Möglichkeiten der Atomkraft niltzen 
und verlangen, dabei von den Industrieländern und der IAEA unterstützt zu werden23• 

In Österreich wurde durch Jahre an der Errichtung eines KI<Wes, eben in Zd., gearbeitet. 
Indessen haben immer mehr Stimmen vor den Gefahren gewarnt, die mit einem 
solchen Unternehmen verbunden sind. Die Bundesregierung meinte daher, die 
gesamte wahlberechtigte Bevölkerung darüber abstimmen lassen und ihr damit die 
Verantwortung auferlegen zu sollen. In die Zeit der Vorbereitung der Abstimmung 
fiel die 22. Sitzung der Generalkonferenz der IAEA; so fühlte sich deren General­
direktor Dr. Sigr,ard Eklund gedrängt, darauf hinzuweisen, daß in vielen Ländern die 
KI<We etwas von ihrer früheren Anziehungskraft eingebüßt hätten. Er fragt nach dem 
Warum und findet, auch die IAEA solle auf die Gründe der Kernkraftgegner ein­
gehen und ihnen zu einer ausgewogeneren Sicht der Probleme verhelfen; mit nationalen 

18 Internationale Atomenergie-Organisation, Satzung einschlie81ich Änderungen nach dem 
Stand vom 1. Juni 1973. Wien 1975, p: Art. II. - Der Verfasser gehörte der Delegation 
des HI. Stuhles für die 21. und die 22. Sitzung der Generalkonferenz der IAEA, die 1977 
und 1978 in Wien abgehalten wurden, an und konnte so Einblick in die Arbeiten und 
die Probleme der Organisation gewinnen; im folgenden werden die Stellungnahmen der 
Delegierten auf diesen Sitzungen mit IAEA 1977 und IAEA 1978 zitiert. 

17 Nach S. Eklund, IAEA 1978, stehen unter den Ländern mit freier Marktwirtschaft, welche 
Kernenergie nutzen, an der Spitze Belgien (22 °/o des elektrischen Stromes aus KKWen), 
Schweden (22 °/o) und die Schweiz (17 °/o); Industrieländer investieren weiter ausgiebig 
auf diesem Gebiet. 

18 Vgl. K. Hörmann, Die Sorge um den Frieden auf der Generalkonferenz der Internationalen 
Atomenergieagentur 1977 in Wien, Wiener Blätter zur Friedensforschung (= WrBIF) 
Nr. 17 (1978) 13-15. 

io So etwa Kuwait, IAEA 1978. - Alternative Möglichkeiten (s. Anm. 13) 152: ,,Dem Ver­
brauch von Rohstoffen sind Grenzen durch die auf der Erde vorhandenen Vorräte ge­
setzt." 

20 S. Eklund, IAEA 1978, hält die Weiterentwicklung der Kernenergie filr unerläßlich; ähn­
lich der Präsident der 22. Sitzung, Prof. Malu, IAEA 1978, und Prasident Carter, USA­
Delegation IAEA 1978. 

21 Energie und Wachstum (Mitt. des Instituts für Gesellschaftspolitik, Heft 16). Wien 1975, 
41: ,,Wir stehen vor einer Durststrecke, die nur durch die Kernenergie überbrückbar ist." 

22 Vgl. die Berichte der Delegierten von Guatemala, Kuwait, Vietnam, IAEA 1978. 
u Vgl. die Berichte der Delegierten von Jugoslawien, Saudi-Arabien, Tanzania, Zambia, 

IAEA 1978. 
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Problemen H+ aber jeder Staat celbst fertig werden?t. Der Öösterreichische Delegierte
wWwIıes auf die Bereitschaft SEeINeSs Landes hin, die Bestrebungen der JAEA voll z

unterstützen, teilte aber auch muıt, daß die Volksabstimmung bevorstehe®s.

Kernenergie und ÖOffentlichkeit
Österreich ıst nich:  en das einzige Land, dem das Unternehmen 1ın Trage gestellt
wird Shren: die Entwicklungsländer darauf AUS sind, zZu gunstigen Bedingungen
‚Uugang Zzu den möodernen Technologien Zu gewinnen und diese ZU ihrer wirtschaft-
lichen Entwicklung und Verselbständigung benützen, und während die Länder mit
zentral gelenkter Wirtschaft weiter Wissenschaft und Technik als Wohltaten ansehen,
werden nach Eklund 1n manchen Ländern mıit freier Marktwirtschaft gewählte
Regierungen durch Aktionsgruppen ö der Einführung bedeutender technologischer
euerungen gehindert; _> zu Volksabstimmungen komme, hätten d  1e5e€e gewöhnlich

Ergebnis Vo zweı e1ns zugunsten der Kernenergie*®.
Verständnis für die Ööftfentliche Diskussion der Probleme die KKWe zeigten auf£
der ung der Generalkonferenz der JAFA die Delegierten der BRD, Frankreichs,

der Niederlande und der DerGroßbritanniens, Irlands, Liechtensteins,
Delegierte der Philippinen fand, das Volk habe in dieser rage 21n objektives Urteil28
Der Delegierte VO Liechtenstein Wäal der Meinung, daß manche Befürchtungen deshalb
verbreitet sind, weil die Nichtfachleute die Sprache der Fachleute nicht verstehen und
den Eindruck haben, e WUT:  ..  de ihnen etwas verheimlicht; die Fachleute sollten daher
die Allgemeinheit verständlicher reden®?, Die Regierung Von Großbritannien nute
Kingdom) 130 ihren Entscheidungen alle größeren Vorhaben hinsichtlich der
Kernkraftnutzung öffentlich diskutieren?®.
Autoren, die der friedlichen Nutzung der Kernkraft kritisch gegenüberstehen, betonen,
die Beteiligung der Offentlichkeit 61 wichtig, weil (} verhängnisvolle einseitige
twicklungen verhindert werden könnten! und gewährleistet ..  WUTF|  de, f das Wohl
des einzelnen und der Gemeinschaft Kriterium der Machbarkeit und Wirtschaft-
Lchkeit wird und nicht umgekehrt“32, Ahnlich wıe 197793 betonte bs, ele-
gıerter des Stuhles bei der JAEA, auch L978 die Notwendigkeit, „die Offentlichkeit
über die mit der friedlichen Nutzung der Kernenergie verbundenen Fragen zZUu infor-
mieren“ und alles besprechen, „Was einer Klärung der Risiken beim Einsatz von

Kernenergie für verschiedene Projekte beiträgt“34,
In Österreich wurde der Inbetriebnahme durch einzelne (darunter Persönlich-
eiten der Wissenschaft und des öffentlichen Lebens)® und durch ruppen‘® beträcht-
z4 1978, 25  25 JALA 1978.

Eklund, IA 1978 Vgl wegungen gcCcgen die Zerstörung der Umwelt in Italien,
der BRD, Großbritannien, Belgien, Japan, den USA Unı Lateinamerika, Marxismus Digest
2140151
JAEA 1978 JAEA 1978 JAEA 1978.
JAEA 1978, Wie Hill, Atomdebatten abseits eder Politik, He Presse 1978,
3, rlegt, ]  Dı die britische Regierung so ragen durch das olk diskutieren, nicht
aber entscheiden.
Vgl V, Weisskopf, Einige edanken über Umweltaspekte der Kernenergie, KernenergieÖOsterreich PIro und contra (Veröffentlichung des Bundesministeriums für Wissenschaft
und Forschung). Wien New ork 1976, 81—84, e  M,

1977
Büchele, Zur Ethik der Kernenergie. Wien 0O. 36,

Atomenergie edliche Zwecke, L’Osservatore Romano, Wochenausgabe in eutscher
Sprache 12, 1978,
Angeführt ceien Blau, Broda, Bruckmann, ruber, Husslein, Lorenz,

Tollmann, WeisLötsch, Matzner, Spi
Beispiele: Salzburg Conference tor a Non-nuclear Future, 1977; itiative Cisterreichi-
scher Atomkraftwerksgegner; Internationaler Versöhnungsbund, Csterr. Zweig; N

Schutz des Lebens, Sektion Osterr.: Niederödösterr. Naturschutzbund; Aktionskomitee
Frauen und Kernenergie; Katastrophenhilfe österreichischer Frauen: Gruppe Sozialisten
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Problemen müsse aber jeder Staat selbst fertig werden24• Der österreidiische Delegierte 
wies auf die Bereitschaft seines Landes hin, die Bestrebungen der IAEA voll zu 
unterstützen, teilte aber auch mit, daß die Volksabstimmung bevorstehe25• 

3. Kernenergie und Öffentlidikeit 

Österreich ist nicht das einzige Land, in dem das Unternehmen KKW in Frage gestellt 
wird. Während die Entwicklungsländer darauf aus sind, zu günstigen Bedingungen 
Zugang zu den modernen Technologien zu gewinnen und diese zu ihrer wirtschaft­
lichen Entwicklung und Verselbständigung zu benützen, und während die Länder mit 
zentral gelenkter Wirtschaft weiter Wissenschaft und Technik als Wohltaten ansehen, 
werden nach 5. Eklund in manchen Ländern mit freier Marktwirtschaft gewählte 
Regierungen durch Aktionsgruppen an der Einführung bedeutender technologischer 
Neuerungen gehindert; wo es zu Volksabstimmungen komme, hätten diese gewöhnlich 
ein Ergebnis von zwei zu eins zugunsten der Kernenergie26• 

Verständnis für die öffentliche Diskussion der Probleme um die KKWe zeigten auf 
der 22. Sitzung der Generalkonferenz der IAEA die Delegierten der BRD, Frankreichs, 
Großbritanniens, Irlands, Liechtensteins, der Niederlande und der USA27• Der 
Delegierte der Philippinen fand, das Volk habe in dieser Frage kein objektives Urteil28• 

Der Delegierte von Liechtenstein war der Meinung, daß manche Befürchtungen deshalb 
verbreitet sind, weil die Nichtfachleute die Sprache der Fachleute nicht verstehen und 
den Eindruck haben, es würde ihnen etwas verheimlicht; die Fachleute sollten daher für 
die Allgemeinheit verständlicher reden29• Die Regierung von Großbritannien (United 
Kingdom) läßt vor ihren Entscheidungen alle größeren Vorhaben hinsichtlich der 
Kernkraftnutzung öffentlich diskutieren30• 

Autoren, die der friedlichen Nutzung der Kernkraft kritisch gegenüberstehen, betonen, 
die Beteiligung der Öffentlichkeit sei wichtig, weil nur so verhängnisvolle einseitige 
Entwicklungen verhindert werden könnten31 und gewährleistet würde, ,,daß das Wohl 
des einzelnen und der Gemeinschaft zum Kriterium der Machbarkeit und Wirtschaft­
lichkeit wird und nicht umgekehrt"32• Ähnlich wie 197733 betonte H. J. Abs, Dele­
gierter des Hl. Stuhles bei der IAEA, auch 1978 die Notwendigkeit, ,,die Öffentlichkeit 
über die mit der friedlichen Nutzung der Kernenergie verbundenen Fragen zu infor­
mieren" und alles zu besprechen, ,,was zu einer Klärung der Risiken beim Einsatz von 
Kernenergie für verschiedene Projekte beiträgt"34• 

In Österreich wurde der Inbetriebnahme von Zd. durch einzelne (darunter Persönlich­
keiten der Wissenschaft und des öffentlic:hen Lebens)85 und durch Gruppen38 beträcht-

" IAEA 1978. 25 IAEA 1978. 
!6 S. Eklund., IAEA 1978. - Vgl. Bewegungen gegen die Zerstörung der Umwelt in Italien, 

.ier BRD, Großbritannien, Belgien, Japan, den USA und Lateinamerika, Marxismus Digest 
211977, 140-1S1. 

17 IAEA 1978. 28 IAEA 1978. 29 IAEA 1978. 
30 IAEA 1978. - Wie R. Hill, Atomdebatten abseits jeder Politik, Die Presse 3. 11. 1978, 

3, darlegt, läßt die britische Regierung solche Fragen durch das Volk diskutieren, nicht 
aber entscheiden. 

31 Vgl. V. Weisskopf, Einige Gedanken über Umweltaspekte der Kernenergie, in: Kernenergie 
in Österreich pro und contra (Veröffentlichung des Bundesministeriums für Wissenschaft 
und Forschung). Wien / New York 1976, 81-84, 83 f. 

31 H. Büchele, Zur Ethik der Kernenergie. Wien o. J. 36. 
u IAEA 1977. 
~, Atomenergie für friedliche Zwecke, L'Osservatore Romano, Wochenausgabe in deutscher 

Sprache 1. 12. 1978, 9. 
315 Angeführt seien P. Blau, E. Broda, G. Bruckmann, E. Gruber, H. Husslein, K. Lorenz, 

B. Lötsch, E. Matzner, K. H. Spitzy, A. Tollmann, P. Weish. 
sa Beispiele: Salzburg Conference for a Non-nuclear Future, 1. S. 197'7'; Initiative Österreichi­

scher Atomkraftwerksgegner; Internationaler Versöhnungsbund, Österr. Zweig; Weltbund 
zum Sdtutz des Lebens, Sektion Österr.; Niederösterr. Naturschutzbund; Aktionskomitee 
Frauen und Kernenergie; Katastrophenhilfe östen:eichischer Frauen; Gruppe Sozialisten 
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Lcher Widerstand entgegengesetzt. Befürworter®? der utzung von Kernenergie ur

eugung elektrischen Stromes führten dies zu gufen Teil auf mangelnde
Information ZUTU!  s  ck, weshalb die undesregierung®® und die ektrizitätswirtschaft®®
sich die ärung einer breiten ffentlichkeit bemühten. Das Bundeskanzleramt
veranstaltete gemeinsam mıit der Energiesektion des Bundesministeriums Handel,
Gewerbe und Industrie Oktober 1976 bis März 19'  N eine Informations-
kampagne, „n der das zehnjährige Versäumnis, über den Problemkreis Kernenergie
n informieren, diskutieren und einen demokratischen Willensbildungsprozeß einzZu-
leiten, nachgeholt werden sollte‘ 40 Es erwıes sich aber, lafß eın Großteil der evöl-
kerung sich trotzdem für eine soölche Entscheidung nicht für genügend geruüstet hielt4!

Kernkraftwerke
Wachsender Energiebedar

Die Errichtung von KKWen wird mıit dem wachsenden Bedarf (} elektrischer Energie
Industrie- und Entwicklungsländern begründet. AÄus den bisherigen Quellen onne  .

dieser Bedarf zumindest auf längere eit nicht gedeckt werden??. Zur wirtschaftlichen
Nutzung einer Reihe anderer Möglichkeiten (Sonnenstrahlung, dwärme ÜU. a.) sej:en
befriedigende Technologien noch nicht entwickelt. Hingegen 61 die Nutzung der
Kernspaltung ın Kraftwerken eine aussichtsreiche Möglichkeit, die Energielücke Zu
schließen®? Was läge Techniker, Wirtschaftsleute und andere Interessierte na  e  her,
als 5ag! Wir onnen  .. c5, als9 Lı WIre
Nach Eklund SiN die wirtschaftlichen Ergebnisse des Betriebes von KKWen
befriedigend; die steigenden Pr  eise  . von OIl und anderen rennstoffen hätten s1e noch
ökonomischer gemacht. Die Atomenergiegegner hätten wenı! durchdacht, wıe die
Vorteile der elektrischen ergie, die jedermann benützen wünscht, gesichert
werden können,s InNnNan die wissenschaftlich-technische Weiterentwicklung
Üüssig ansieht: wiıie dann der Lebensstandard den entwickelten Ländern aufrecht-
erhalten und ın den Entwicklungsländern gehoben werden wiıie ferner Nahrung
und Wasser eine wachsende Erdbevölkerung gesichert werden können®.
Ahnlichen Erwägungen ist (1a In Osterreich gefolgt. Nach dem Bundesgesetz OIn

1 WAar:'  A die gesetzliche Erteilung der e  gung Inbetriebnahme
eines KKWes die gesamtstaatliche, volkswirtschaftliche und energiepolitische Sicht
Kriteriumi®. Maßgebende Kreise kamen Überzeugung: „Die entscheidende

SeCegen Atomenergie; Junge Generation Ü Wien Katholisches Jugendwerk Österreichs:
Bundesleitung der Jugend; Hochs  ugend burg; Ükumenischer Jugendrat
1ın Österr.; Überparteil. Arbeitsgemeinschaft Christen Ne:  ın zZu
Aus Wissenschaft, W F Politik Erbacher, Fischer, ruDer, Gut-
eutsch, ] Klenner, Paschke, er, etter.

38 Bundesministerium e SSEeNSCH: und Forschung, sterreichisches energieforschungs-
konzept. Wien 1975: Kernene:  e in Osterreich und contra (s. 31 . e Katscher,
Kernenergie und er Fine Bürgerinformation des Bundesministeriums für Gesund-
heit und Umweltschutz. Wien 1978
Verband der ektrizitätswerke ÖOsterreichs, Thema Kernenergie. Wien J.; Warum WITF

brauchen. Wien (  3, J.; e]  ine > vVon knappgefaßten Informationen.
40 H, Büchele, Zur Et  e der Atomenergie (s. Anm. 32)

Ploier, Präsident der Aktion Österreichs, der Meinung, die Staatsbürger seien
durch die Volksabstimmung überfordert; Kathpress 24, 10, 1978,
Vegl. D, eizsäcker, Entwicklung und Deckung nergiebe:  rfes, Kern-
energie Osterreich und contra (s. 31)

43 Häfele, Kernenergie, © 19—37, „Verwendun der ernenergi: ım großen Stil
r es großen Versorgungsprob me der nächsten Jahrzehnteerlaubt;

105 Hüfele‚ eb  O, 34° fahre mit dem von KKWen tort.”
45 Eklund, 197€

1,
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lieber Widerstand entgegengesetzt. Befürworter37 der Nutzung von Kernenergie zur 
Erzeugung elektrischen Stromes führten dies zu einem guten Teil auf mangelnde 
Information zurück, weshalb die Bundesregierung38 und die Elektrizitätswirtschaft39 

sich um die Aufklärung einer breiten Öffentlichkeit bemühten. Das Bundeskanzleramt 
veranstaltete gemeinsam mit der Energiesektion des Bundesministeriums für Handel, 
Gewerbe und Industrie vom Oktober 1976 bis zum März 1977 eine Informations­
kampagne, ,,in der das zehnjährige Versäumnis, über den Problemkreis Kernenergie 
zu informieren, zu diskutieren und einen demokratischen Willensbildungsprozeß einzu­
leiten, nachgeholt werden sollte"40• Es erwies sich aber, daß ein Großteil der Bevöl­
kerung sich trotzdem für eine solche Entscheidung nicht für genügend gerüstet hielt41• 

D. Umstrittene Kernkraftwerke 
1. Wachsender Energiebedarf 
Die Errichtung von KKWen wird mit dem wachsenden Bedarf an elektrischer Energie 
in Industrie- und in Entwid<lungsländern begründet. Aus den bisherigen Quellen könne 
dieser Bedarf zumindest auf längere Zeit nicht gedeckt werden42• Zur wirtschaftlichen 
Nutzung einer Reihe anderer Möglichkeiten (Sonnenstrahlung, Erdwärme u. a.) seien 
befriedigende Tedi.nologien noch nicht entwickelt. Hingegen sei die Nutzung der 
Kernspaltung in Kraftwerken eine aussichtsreiche Möglidi.keit, die Energielücke zu 
schlieBen43• Was läge für Techniker, Wirtschaftsleute und andere Interessierte näher, 
als zu sagen: Wir können es, also tun wir es44• 

Nach S. Eklund sind die wirtschaftlichen Ergebnisse des Betriebes von KKWen 
befriedigend; die steigenden Preise von Öl und anderen Brennstoffen hätten sie noch 
ökonomischer gemacht. Die Atomenergiegegner hätten zu wenig durchdacht, wie die 
Vorteile der elektrischen Energie, die jedermann zu benützen wünscht, gesichert 
werden können, wenn man die wissenschaftlich-technische Weiterentwid<lung als über­
Büssig ansieht; wie dann der Lebensstandard in den entwickelten Ländern au&echt­
erhalten und in den Entwid<lungsländern gehoben werden kann; wie ferner Nahrung 
und Wasser für eine wachsende Erdbevölkerung gesichert werden können45• 

Ähnlichen Erwägungen ist man in Österreich gefolgt. Nach dem Bundesgesetz vom 
7. Juli 1978 wäre für die gesetzliche Erteilung der Bewilligung zur Inbetriebnahme 
eines KKWes die gesamtstaatliche, volkswirtschaftliche und energiepolitische Sicht 
Kriterium46• Maßgebende Kreise kamen zur Oberzeugung: ,,Die entscheidende Auf-

gegen Atomenergie; Junge Generation SPÖ Wien; Katholisches Jugendwerk Osterreichs; 
Bundesleitung der Kath. Jugend; I<ath. Hochschuljugend Salzburg; Ökumenischer Jugendrat 
in Österr.; Oberparteil. Arbeitsgemeinschaft Christen Nein zu Zd. 

:rz Aus Wissenschaft, Wirtschaft, Politik z. B.: W. Erbacher, H. Fischer, K. Gruber, R. Gut­
deutsch, H. Kienzl, F. Klenner, F. Paschke, F. Schiller, H. Vetter. 

38 Bundesministerium flir Wissenschaft und Forschung, österreichisches energieforschungs­
konzept. Wien 1975; Kernenergie in Österreich pro und contra (s. Anm. 31); F. Katscher, 
Kernenergie und Sicherheit. Eine Bürgerinformation des Bundesministeriums für Gesund­
heit und Umweltschutz. Wien 1978. 

39 Verband der Elektrizitätswerke Österreichs, Thema Kernenergie. Wien o. J.; Warum wir 
Zd. brauchen. Wien o. J.; eine Reihe von knappgefaßte~ Informationen. 

40 H. Büchele, Zur Ethik der Atomenergie (s. Anm. 32) 9. 
41 E. Ploier, Präsident der Kath. Aktion Österreichs, war der Meinung, die Staatsbürger seien 

durch die Volksabstimmung überfordert; I<athpress 24.10.1978, 1. 
42 Vgl. C. F. 1'. Weizsacker, Entwiddung und Deckung unseres Energiebedarfes, in: Kern­

energie in Österreich pro und contra (s. Anm. 31) 85. 
4a W. Häfele, Kernenergie, ebd. 19-37, 32: ,,Verwendung der Kernenergie im großen Stil 

erlaubt es ... , eines der großen Versorgungsprobleme der nächsten Jahrzehnte zu 
lösen." 

u W. Häfele, ebd. 34: ,,Man fahre mit dem Bau von KKWen fort." 
411 S. Eklund, IAEA 1978. 
40 § 11 BGBI 493/1978. 
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gabe, mögliches Energiedefizit zu decken, kommt offensichtlich der Kernenergie ZU
und hier VOT allem den Brutreaktoren‘“47, S50 sehr, WIT ohne Kernkraftwerke in
den nächsten 2{  8 bis 30 Jahren icht auskommen K  onnen  ..  4448

en Wwir, WaS Wır können?
ennoch fragen nicht wenige wıe anderwärts auch Csterreich: Wir können ZWOär
die Kernspaltung ZUT Gewinnung elektrischer ergie benützen, aber dürfen IDIr 05197
Immer mehr wurde beachtet: Die Nutzung der Kernenergie ist nicht ur eiıne Natur-
wissenschaftlich-technische und eine wirtschaftliche Frage, sondern eine umfassend
menschliche, daher auch ethische Frage®., Öie LUr dann genügend bewältigt
werden, alle ihre Aspekte redlich Oörtert und sorgfältig berücksichtigt werden.

Oktober 1975 w der 0 eın von S  n Fachleuten unterzeichneter „Offener
Brief die Abgeordneten des Deutschen Bundestages’®1 Umlauf, dem die
Nutzung der Kernenergie für notwendig und verantwortbar erklärt wurde  Z  « dagegen
erhoben 29271 Personen, darunter v1e|  Je Biologen und Mediziner, „Heidel-
erger Memorandum“>2 warnend ihre Stimme
Dem gumen der Kernkraftbefürworter: ”  1r brauchen die elektrische ergie
KKWen cetzen Gegner entgegen, laf mır den KKWen Gefahren bisher ung!
kannter Größenordnung gegenwärtig lebende Menschen und kommende
Generationen verbunden selien  7 übrigen seien KKWe weder nützlich noch notwendig,
da 111 mit alternativen öglichkeiten besser fahren ..  Öönne, und cej:en VO)]  3 hrer
Errichtung und ihrem Betrieb erfreuliche gesellschaftliche Auswirkungen ; befürch-
{ schließlich cejen die Befürworter weitgehend von eiInNner verderblichen deologie
wirtschaftlichen Wachstums beherrscht®

Lötsch urteilt „Die ungelösten Folgeprobleme und ökologische Einwände sind GO

schwerwiegend, daß eiıne der Nuklearpropaganda unbeeinflußte, wahrheitsgemäße
Intormation der Bevölkerung beinahe zwingend das Ende des Kernenergieausbaues
(gegenwärtiger Prägung) ın Csterreich nach sich ziehen ußteS$ “

Gefahren
Heftig wenden sich KKWsgegner®® $  S die Behauptung, solche Kraftwerke seien

Frank, Energiewirtschaft als gesellschaftspolitisches Problem, Energie und Wachs-
[Um (s. Anm. 21 23—36, vgl. Weinzierl, Kernenergie ’:1-1 otwendigk für
nächsten ahrzehnte, Kernenergie va  ‚E Osterreich PIo und contra (s. 31) 66—30,
bes. 66—70 Thema Kernenergie (s 39) 4A—16,

48 Weisskopf, Einıge Gedanken (s 31) 81;: vgl Weinzierl, A, d

Stoeckle, Mult Verzicht. Kernenergie als ethisches em, ische Zeitung
1977 „Das Verhältnis von echnıschem Können und cittlichem muß NnNeu

bestimmt werden.“
30 Büchele, Zur Fthik der Atomenergie (s. 32) 32

Abgedruckt bei Altner, Das Kreuz eser Zeit. Von den Aufgaben des Christen
GStreit un d Kernenergie.en1977, 3i 3A

34—309: vgl Alternative Möglichkeiten (s. 13) 154 „Nur eine unab-
hängige Grundlagenforschung ie S{aa Forschungs- und echnologiepolitikwirkungsvoll beraten.“” H. Büchele, d. a.

5 Fine Zusammenstellung der Fragenkreise bei E. Broda, Ist in ÖOsterreich Kernenergie
annehmbar und notwendig? in: ernenergie in sterreich PIro und ntra (s. Anm.
7—18,

54 Lötsch, Kernenergie Osterreich? Beurteilung umweltwissenschaftlicher Sicht,
Kernenergie DTro und contra 38—05, 62. Büchele, 14, efont, könne
die denken der KKWSs-Gegner nicht mit dem Hinweis entkräften, laß politisch links-
Druppen die Atomdiskussion sich ausnützen wollen.

Dahl, und Verderb. Zur etaphysi der Atomenergieerzeugung,onderdruck S cheidewege (1975) Heft
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gabe, ein mögliches Energiedefizit zu decken, kommt offensichtlich der Kernenergie zu 
und hier vor allem den Brutreaktoren"47, so sehr, ,,daß wir ohne Kernkraftwerke in 
den nächsten 20 bis 30 Jahren nicht auskommen können"48• 

2. Dürfen wir, was wir können 7 
Dennoch fragen nicht wenige wie anderwärts so auch in Österreich: Wir können zwar 
die Kernspaltung zur Gewinnung elektrischer Energie benützen, al;,er dürfen wir es497 
Immer mehr wurde beachtet: Die Nutzung der Kernenergie ist nicht nur eine natur­
wissenschaftlich-technische und eine wirtschaftliche Frage, sondern eine umfassend 
menschliche, daher auch ethische Frage150• Sie kann nur dann genügend bewältigt 
werden, wenn alle ihre Aspekte redlich erörtert und sorgfältig berücksichtigt werden. 
Seit Oktober 1975 war in der BRD ein von 650 Fachleuten unterzeichneter „Offener 
Brief an die Abgeordneten des Deutschen Bundestages"51 im Umlauf, in d~m die 
Nutzung der Kernenergie für notwendig und für verantwortbar erklärt wurde; dagegen 
erhoben 2921 Personen, darunter viele Biologen und Mediziner, im „Heidel­
berger Memorandum"52 warnend ihre Stimme. 
Dem Argument der Kernkraftbefürworter: ,,Wir brauchen die elektrische Energie aus 
KI<Wen" setzen die Gegner entgegen, daß mit den KI<Wen Gefahren bisher unge­
kannter Größenordnung für gegenwärtig lebende Menschen und für kommende 
Generationen verbunden seien; im übrigen seien KI<We weder nützlich noch notwendig, 
da man mit alternativen Möglichkeiten besser fahren könne, und seien von ihrer 
Errichtung und ihrem Betrieb unerfreuliche gesellschaftliche Auswirkungen zu befürch­
ten; schlie.Blich seien die Befürworter weitgehend von einer verderblichen Ideologie 
wirtschaftlichen Wachstums beherrscht53• 

B. Lötsch urteilt: ,,Die ungelösten Folgeprobleme und ökologische Einwände sind so 
schwerwiegend, daß eine - von der Nuklearpropaganda unbeeinflußte, wahrheitsgemä.Be 
Information der Bevölkerung beinahe zwingend das Ende des Kernenergieausbaues 
(gegenwärtiger Prägung) in Österreich nach sich ziehen müßte"." 

3. Gefahren 
Heftig wenden sich I<I<Wsgegner515 gegen die Behauptung, solche Kraftwerke seien 

47 W. Frank, Energiewirtschaft als gesellschaftspolitisches Problem, in: Energie und Wachs­
tum (s. Anm. 21) 23-36, 25; vgl. P. Weinzierl, Kernenergie - eine Notwendigkeit fiir die 
nächsten Jahrzehnte, in: Kernenergie in Österreich pro und contra (s. Anm. 31) 66-80, 
bes. 66-70; Thema Kernenergie (s. Anm. 39) 4-16. 

48 V. Weisskopf, Einige Gedanken (s. Anm. 31) 81; vgl. P. Weinzierl, a. a. 0. 66. 
49 B. Stoedcle, Mut zum Verzicht. Kernenergie als ethisches Problem, Badische Zeitung 

26127. 2. 1977: ,,Das Verhältnis von technischem Können und sittlichem Sollen muB neu 
bestimmt werden." 

50 Vgl. H. Büchele, Zur Ethik der Atomenergie (s. Anm. 32) 32. 
51 Abgedruckt bei G. Altner, Das Kreuz dieser Zelt. Von den Aufgaben des Christen Im 

Streit um die Kernenergie. München 1977, 32-34. 
52 Ebd. 34-39; vgl. 49. - Alternative Möglichkeiten (s. Anm. 13) 154: ,,Nur eine unab­

hängige Grundlagenforsc:hung . . • kann die staatlic:he Forsc:hungs- und Technologiepolitik 
wirkungsvoll beraten." Vgl. H. Büchele, a. a. 0. 12. 

68 Eine Zusammenstellung der Fragenkreise bei E. Broda, Ist in Österreich Kernenergie 
annehmbar und notwendig? in: Kernenergie in Österreich pro und contra (s. Anm. 31) 
7-18, 12. 

54 B. Lötsch, Kernenergie für Österreich? Beurteilung aus umweltwissenschaftlic:her Sicht, in: 
Kernenergie pro und contra 38-65, 62. - H. Büchele, a. a. 0. 14, betont, man könne 
die Bedenken der KKWs-Gegner nicht mit dem Hinweis entkräften, daß politisch links­
extreme Gruppen die Atomdiskussion für sich ausnützen wollen. 

ss So ]. Dahl, Auf Gedeih und Verderb. Zur Metaphysik der Atomenergieerzeugung, 
Sonderdruck aus: Scheidewege 5 (1975) Heft 2. 
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sicher und das Risiko, das mit sich bringen, sel vertretbar., geht um die
Betriebssicherheit und in die Folgeerscheinungen®®,
a) Betriebsunfälle
KKWsgegner befürchten „Störfälle muıit erhöhten Radioaktivitätsfreisetzungen
unabdingbare Begleiterscheinungen des ‚Normalbetriebes’ ll‘7‚ „Die Möglichkeit von
Reaktorunfällen mit katastrophalen Auswirkungen die Bevölkerung cht
bestritten. Kontrovers ıst aus methodischen Gründen edigli die cheinlichkei

das Eintreten solcher Unfälle Unberechenbar ist VOLr allem die Häufigkeit
menschlichen Versagens”®,
Das undesgesetz vVom 1978 ne als ıne der Rücksichten bei der gesetzlich
ZUu erteilenden Erlaubnis Inbetriebnahme eines KKWes die technische Sicherheit®®
Bei der Vollziehung des Gesetzes 61 vorrangig auf die „Gesundheit und Sicherheit
von Personen“” achten; als notwendige aßnahme werden „die erforderlichen
Alarmpläne genannt®“®®” Die Sicherungsmaßnahmen der JAEA erstrecken csich U, auf
die Sicherheit und die Minderung der Gefahr Leben und Eigentum®*!
Der Delegierte von Nigeria meinte auf der Sitzung der Generalkonferenz der JAEA,
ein! Ten eNz Übertreibung der Gefahren feststellen zZu können®?, F, V, Weizsä
vermutet, f in der en|  en Ngs Vo Kernreaktoren die Atombombe psychisch eine
Rolle spiele®, und versichert: „Das populäre Bild eines ‚explodierenden‘, Radioaktivität vVer-
streuenden Reaktors entspricht keinem als möglich ekannten Vorgang“®4, eute
beteuern, We seinen nicht ensitive, sondern robuste Anlagen®; cie miüßten schon
wirtschaftlichen Gründen möglichst sicher gebaut werden®, Kleinere Betriebsgebrechen wWÜür-
den bald und rasch beho niemand gefährdet werde®?. ] ehr schwerer
Reaktorunfall® könne nicht rozentig ausgeschlossen werden, sel aber extrem
unwahrscheinli: Gemäß dem Rasmussen-Report, einer 19 veröffentlichten tudie, E  z
der Betrieb S KKWen in den USA nach der Wahrscheinlichkeitsrechnung einmai

Millionen ahren ‘1L‘ I Unfall, bei dem einige tausend enschen ernsthaft
Schaden kommen??.

das LA} erhöht sich nach der Überzeugung des Geologen Tollmann
Unfallswahrscheinlichkeit, das Gebiet eNO  “n erdbebengefä  hrdet ce{i!l Der eismologe

Drimmel und Geophysiker Gutdeutsch und Steinhauser dagegen erklären
erdbebensicher??. Weizsäcker „ES gibt immer noch Unfallursachen,

vorher nicht eingefallen waren”, und kommt Ergebnis: Die „Abschätzung ompli-
er Vorgänge, die noch nıe jemand der irklichkeit eobachtet hat”, kann „auch

größter fi)rgfdt 1  in vielen Einzelheiten kontrovers bleib
Vgl Erklärung des chwedischen Delegierten, JAEA 1978

Lötsch, ernenergie für Österreich 50),
Alternative Mög!  eıten (s. ÄAnm. 13) 150.
M 1, BGBI 3, eb  - Satzung (s. Anm 16) Art. XII 6I
Stellungnahme des egierten von Nigeria, JAEA 1978

( Weizsäcker, Entwicklung und ung (s. 42) 104.
64 U, Weizsäcker, ebd. 89; vgl W, Frank, Energiewirtschaft als gesellschaftspolitische

imensio0n (s 47) 29 ; V. Weisskopf, Einige Gedanken (s Anm
Häfele, ernenergie (s. Anm. 43)

Weinzierl, Kernenergie eine Notwendigkei (s AÄAnm. 47) 75; vgl Häfele,
Thema ernenergie (s. Anm. 39) 26—32.

Weinzierl, Z 79} 7 * geien z militärischen Anlagen 1m gesamten Ir
f Beschäftigte Strahlungsschäden5 Leben gekommen.
GAU größter anzunehmender Unfall: vgl Thema Kernenergie 29,

Weinzierl, 81.
Vgl Häfele, rnenergie (s. Anm 43 29: Weinzierl, Kernenergie eine Notwendig-
keit Büchele, Zur +hik der Atomenergie (s 32) 22, cetzt Rasmussen-
eport aus, weder menschliches ersagen noch Sabotage einbeziehe.

Tollmann, schon gar nicht, Österr. Monatshefte 34, 10 (1978) 17.
P n Wissenschaftler Zd., WrZ 25, 10. 1978, 2; vegl. Katscher, Kernenergie und icher-

heit (s. 38) 110 Thema Kernenergie
:3 D, Weizsäcker, Entwicklung und Deckung (s. Anm 42)
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sicher und das Risiko, das sie mit sich bringen, sei vertretbar. Es geht um die 
Betriebssicherheit und um die Folgeerscheinungen56• 

a) B e tri e b s u n fä II e 
I<I<Wsgegner befürchten „Störfälle mit erhöhten Radioaktivitätsfreisetzungen als 
unabdingbare Begleiterscheinungen des ,Normalbetriebes' "57• ,,Die Möglichkeit von 
Reaktorunfällen mit katastrophalen Auswirkungen für die Bevölkerung wird nicht 
bestritten. Kontrovers ist aus methodischen Gründen lediglich die Wahrscheinlichkeit 
für das Eintreten solcher Unfälle. Unberechenbar ist vor allem die Häufigkeit 
menschlichen Versagens"58• 

Das Bundesgesetz vom 7. Juli 1978 nennt als eine der Rücksichten bei der gesetzlich 
zu erteilenden Erlaubnis zur Inbetriebnahme eines KKWes die technische Sidterheit59• 

Bei der Vollziehung des Gesetzes sei vorrangig auf die „Gesundheit und Sicherheit 
von Personen" zu achten; als notwendige Maßnahme werden „die erforderlichen 
Alarmpläne" genannt6°. Die Sicherungsmaßnahmen der IAEA erstrecken sich u. a. auf 
die Sicherheit und die Minderung der Gefahr für Leben und Eigentum61• 

Der Delegierte von Nigeria meinte auf der 22. Sitzung der Generalkonferenz der IAEA, 
eine Tendenz zur Obertreibung der Gefahren feststellen zu können81. C. F. v. Weizsäcker 
vermutet, daß in der öffentlichen Angst vor Kernreaktoren die Atombombe psychisch eine 
Rolle spiele83, und versichert: ,,Das populäre Bild eines ,explodierenden', Radioaktivität ver­
streuenden Reaktors entspricht keinem uns als möglich bekannten Vorgang"84• Fachleute 
beteuern, KI<We seinen nicht sensitive, sondern robuste Anlagen85; sie müßten schon aus 
wirtschaftlichen Gründen möglichst sicher gebaut werden811. Kleinere Betriebsgebrechen wfir­
den bald entdeckt und so rasch behoben, daß niemand gefährdet werde87. Ein sehr schwerer 
Reaktorunfall18 könne zwar nicht hundertprozentig ausgeschlossen werden, sei aber extrem 
unwahrscheinlich". Gemäß dem Rasmussen-Report, einer 1974 veröffentlichten Studie, filhrt 
der Betrieb von hundert KI<Wen in den USA nach der Wahrscheinlidtkeitsrechnung einmal 
in 10 Millionen Jahren zu einem Unfall, bei dem einige tausend Menschen ernsthaft zu 
Sdtaden kommen10. 
Für das KKW Zd. erhöht sich nach der Oberzeugung des Geologen A. Tollmann die 
Unfallswahrscheinlidtkeit, da das Gebiet enorm erdbebengefährdet sei71• Der Seismologe 
J. Drimmel und die Geophysiker R. Gutdeutsch und P. Steinhauser dagegen erklären Zd. 
für erdbebensicher'n. C. F. v. Weizsäcker findet: ,,Es gibt immer noch Unfallursachen, die uns 
vorher nicht eingefallen waren", und kommt zum Ergebnis: Die ,,Abschätzung so kompli­
zierter Vorgänge, die noch nie jemand in der Wirklichkeit beobachtet hat", kann ,,auch 
bei grö.8ter Sorgfalt in vielen Einzelheiten kontrovers bleiben'1711• 

H Vgl. die Erklärung des schwedischen Delegierten, IAEA 1978. 
11 B. Lötsdi, Kernenergie für Österreich 50. 
88 Alternative Möglichkeiten (s. Anm. 13) 150. 
59 § 1, BGBI 493/1978. 110 § 3, ebd. 111 Satzung (s. Anm. 16) Art. XII A 2. 6; B. 
112 Stellungnahme des Delegierten von Nigeria, IAEA 1978. 
113 C. F. v. Weizsäcker, Entwicklung und Deckung (s. Anm. 42) 104. 
"C. F. v. Weizsäcker, ebd. 89; vgl. W. Frank, Energiewirtschaft als gesellschaftspolitische 

Dimension (s. Anm. 47) 29; V. Weisskopf, Einige Gedanken (s. Anm. 31) 81 f. 
115 W. Häfele, Kernenergie (s. Anm. 43) 34. 
"P. Weinzierl, Kernenergie- eine Notwendigkeit (s. Anm. 47) 75; vgl. W. Häfele, a. a. O. 28; 

Thema Kernenergie (s. Anm. 39) 26-32. 
e1 P. Weinzierl, a. a. O. 75; 78: 1945-1970 seien in militärischen Anlagen im gesamten nur 

7 Beschäftigte durch Strahlungsschäden ums Leben gekommen. 
11a GAU = größter anzunehmender Unfall; vgl. Thema Kernenergie 29. 

8D P. Weinzierl, a. a. 0. 81. 
10 Vgl. W. Häfele, Kernenergie (s. Anm. 43) 29; P. Weinzierl, Kernenergie - eine Notwendig­

keit 75. - H. Büchele, Zur Ethik der Atomenergie (s. Anm. 32) 22, setzt am Rasmussen­
Report aus, daß er weder menschliches Versagen noch Sabotage einbeziehe. 

11 A. Tollmann, In Zd. schon gar nicht, Österr. Monatshefle 34, 10 (1978) 17. 20-22. 
71 Wissenschaftler zu Zd., WrZ 25. 10. 1978, 2; vgl. F. Katsdier, Kernenergie und Sicher­

heit (s. Anm. 38) 110; Thema Kernenergie 30. 
73 C. F. v. Weizsäcker, Entwicklung und Deckung (s. Anm. 42) 89. 
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Umweltschädigung
Das Bundesgesetz S T, 1978 dringt bei der Inbetriebnahme von Wen auf die
gesundheitliche Sicherheit, auf „Gesundheit und Sicherheit S Personen wıe auf den
Schutz der Umwelt““ besonders hinsichtlich der Strahlenbelastung?*. Die Sicherheits-
maßnahmen der JA erstrecken sich auch auf den Schutz der Gesundheit’>
Nun heißt einer der wichtigsten Finwände KKW  m Es se1 wissenschaftlich
erwiesen, auch ihr Normalbetrieb 87° langsamen, aber unaufhaltsamen
Anreicherung der Biosphäre mıit Spuren radioaktiver SGubstanzen führen werde  j dieser
Vorgang se1 >weifach irreversibel: d  1ese radioaktiven Substanzen könnten B-  r
zurückgeholt werden, und durch 611e verursachte Erbdefekte könnten nicht rückgängig
gemacht werden?®.

Tollmann befürchtet VvVon ım besonderen eıne Gefährdung der die Donau
begleitenden Grundwasserströme??.
Als bedenklich die Umwelt verändernd wird auch die Erwärmung S  S Flüssen durch
das vVoan KKWen benötigte und aufgeheizt abgegebene Kühlwasser bezeichnet, ebenso
die regionale Wetterbeeinflussung durch Kühlturmfahnen?®
Darüber hinaus geht umm eiıne icht immer erfreuliche Veränderung des Lebens-
Taumes durch die Folgeerscheinungen der Bereitstellung V ergie, a Industrie-
ansiedlungen, wachsende Städte, erstörung JI Naturlandschaften?®
Immer wieder WIT'!|  d die Befürchtung ausgesprochen, die Errichtung und den
Betrieb von KKWen Generation icht N sich celbst belastet, sondern auch
kommenden Generationen 1e Lebensmöglichkeiten verdirbt®®
Mehr und mehr wird auch gefragt, ob 61 mıiıt e1inem solchen Unternehmen der Mensch
nicht 21n Verfügen iber die nichtmenschliche Natur anmaßt, WIE ihm icht zusteht.

solle die Natur benützen, nich  en ausbeuten: solle ihr wohnen, S12 cht zerstören.
Theologen und Ethiker sprechen von Schicksalsgemeinschaft der Natur Unı des
Menschen, OM einer Verantwortung des Menschen für die Natur®!
hne diese Sorgen auf die leichte Schulter nehmen, menen Befürworter
n Wen, 61e€ genügend bewältigen ZUu können®?. Zunächst zeigen s]ıe auf, auch
andere rten der Gewinnung elektrischer Energie die Umwelt belasten, Eetw. die
Verwendung fossiler Brennstoffe durch die Emission giftiger Otoffe und
Abwärme®S3, Im Gesamtvergleich findet 94 SOKaT, daß die Nutzung der Kern-

3,
ö Satzung (s Anm. 16) Art {17 6} Art. XII 6;

B. Lötsch, Kernenergie für Cisterreich? (s Anm 54) 46: vgl den emeinsamen Briet
der V, und ka  zn Bischöfe Baden-Württemberg }ragen der ernenergie, abge-
druckt bei Altner, Das Teuz dieser eit (s Anm. 51)

7i Tollmann, In schon nicht (s. 71) 20.
Vgl Häfele, Kernenergie (S. 43) 26; Thema ernenergie (s Anm. 39) geringe
Aufwärmung der Donau durch Zd (0,3 0,
Vegl. W, Häfele,
Vgl Broda, Ist in Osterreich Kernenergie anwendbar und notwendig? (s. 53) 1B8;

Büchele, Zur Ethi  D der Atomenergie (s. 32 34.,
Vg Stoeckle, Christliche Verantwortung und Umweltfragen, StdZ 15 (1974) 8332—8344:;

Ro F Umweltprobleme aı der Sicht christlicher OZ]: ik,
(1976) 349—354: Lohfink, „Macht euch Erde ertan““? OUrientierung 458 (1974)
137—142 Büchele, Zur Eth;  — der Atomenergie 43 t: Altner, Das Kreuz eser
(S. Anm. 51) 18—30; Gemeinsamer rief der und kath. Bischöfe (s. Anm. 76)

U, Weizsäcer, Entwicklung und Deckung (s. 42) „Niemanı leugnet die
qcQhemische und radioaktive Gefährdung dieser trahlenden ‚wermetalle, aber halt
die Aufgabe ıner  8 adäquaten sikosenkung ür durchaus Öösbar.  s Vgl Df, Kern-
spaltungskraftwerk und Umwelt, Das Kernkraftwerk 19 21—31.

F, U Weizsäcker, 86 f: vgl Häfele, Kernenergie (s. 43) 32; Alternative
Möglichkeiten (s Anm 13) 149
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b) Umweltschädigung 

Das Bundesgesetz vom 7. Juli 1978 dringt bei der Inbetriebnahme von KKWen auf die 
gesundheitliche Sicherheit, auf „Gesundheit und Sicherheit von Personen wie auf den 
Schutz der Umwelt" besonders hinsichtlich der Strahlenbelastung7'. Die Sicherheits­
maßnahmen der IAEA erstrecken sich auch auf den Schutz der Gesundheit75• 

Nun heißt einer der wichtigsten Einwände gegen KKWe: Es sei wissenschaftlich 
erwiesen, daß auch ihr Normalbetrieb „zu einer langsamen, aber unaufhaltsamen 
Anreicherung der Biosphäre mit Spuren radioaktiver Substanzen führen" werde; dieser 
Vorgang sei zweifach irreversibel: diese radioaktiven Substanzen könnten nicht 
zurückgeholt werden, und durch sie verursachte Erbdefekte könnten nicht rückgängig 
gemacht werden76• 

A. Tollmann befürchtet von Zd. im besonderen eine Gefährdung der die Donau 
begleitenden Grundwasserströme11• 

Als bedenklich die Umwelt verändernd wird auch die Erwärmung von Flüssen durch 
das von KKWen benötigte und aufgeheizt abgegebene Kühlwasser bezeichnet, ebenso 
die regionale Wetterbeeinflussung durch Kühlturmfahnen78• 

Darüber hinaus geht es um eine nicht immer erfreuliche Veränderung des Lebens­
raumes durch die Folgeerscheinungen der Bereitstellung von Energie, etwa Industrie­
ansiedlungen, wachsende Städte, Zerstörung von Naturlandschaften79• 

Immer wieder wird die Befürchtung ausgesprochen, daß durch die Errichtung und den 
Betrieb von KKWen unsere Generation nicht nur sich selbst belastet, sondern auch 
kommenden Generationen die Lebensmöglichkeiten verdirbt80• 

Mehr und mehr wird auch gefragt, ob sich mit einem solchen Unternehmen der Mensch 
nicht ein Verfügen über die nichtmenschliche Natur anmaßt, wie es ihm nidtt zusteht. 
Er solle die Natur benützen, nidtt ausbeuten; er solle in ihr wohnen, sie nidtt zerstören. 
Theologen und Ethiker sprechen von einer Schicksalsgemeinsdtaft der Natur und des 
Menschen, von einer Verantwortung des Menschen für die Natur81• 

Ohne all diese Sorgen auf die leimte Schulter zu nehmen, meinen doch Befürworter 
von KKWen, sie genügend bewältigen zu können82• Zunächst zeigen sie auf, daß audt 
andere Arten der Gewinnung elektrischer Energie die Umwelt belasten, etwa die 
Verwendung fossiler Brennstoffe durch die Emission giftiger Stoffe und durdt 
Abwärme83• Im Gesamtvergleich findet man sogar, daß die Nutzung der Kern-

" § 3, BGBI 493/1978. 
711 Satzung (s. Anm.16) Art. III A 6; Art. XII A 2. 6; B. 
71 B. Lötsch, Kernenergie filr Österrekh7 (s. Anm. 54) 46; vgl. den Gemeinsamen Brief 

der ev. und kath. Bischöfe in Baden-Württemberg zu Fragen der Kernenergie, abge­
druckt bei G. Altner, Das Kreuz dieser Zeit (s. Anm. 51) 74. 

11 A. Tollmann, In Zd. sc:hon gar nicht (s. Anm. 71) 20. 
78 Vgl. W. Häfele, Kernenergie (s. Anm. 43) 26; Thema Kernenergie (s. Anm. 39) 24 f: geringe 

Aufwärmung der Donau durch Zd. (0,3- 0,7° q. 
71 Vgl. W. Häfele, a. a. 0. 26. 
so Vgl. E. Broda, Ist in Österreich Kernenergie anwendbar und notwendig? (s. Anm. 53) 18; 

H. Büchele, Zur Ethik der Atomenergie (s. Anm. 32) 34. 
91 Vgl. B. Stoeckle., Christliche Verantwortung und Umweltfragen, StdZ 192 (1974) 832-844; 

M. Rock, Umweltprobleme aus der Sicht christlicher Sozialethik, Kath. Bildung 71 
(1976) 349-354; N. Lohfink, ,,Macht euch die Erde untertan"? Orientierung 38 (1974) 
137-142; H. Büchele, Zur Ethik der Atomenergie 33 f; G. Altner, Das Kreuz dieser Zeit 
(s. Anm. 51) 18-30; Gemeinsamer Brief der ev. und kath. Bischöfe (s. Anm. 76) 74. 76. 

ei C. F. v. Weizsäcker, Entwicklung und Deckung (s. Anm. 42) 91: ,,Niemand leugnet die 
chemische und radioaktive Gefährdung dieser strahlenden Schwermetalle, aber man hält 
die Aufgabe einer adäquaten Risikosenkung für durchaus lösbar." - Vgl. K. Schöpf, Kern­
spaltungskraftwerk und Umwelt, Das Kernkraftwerk 19 (1977) 21-31. 

83 C. F. -u. Weizsäcker, a. a. 0. 86 f; vgl. W. Häfele, Kernenergie (s. Anm. 43) 32; Alternative 
Möglichkeiten (s. Anm. 13) 149 f. 
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energie ‚„wesentlich umweltfreundlicher“ G1 „als etwa die ung Ossiler Brenn-
stoffe‘’84,
D radioaktiven Emissionen bilden nach einzier! kein ernstes TtToblem*“, durch

Strahlengesetzgebung gezugenen Toleranzgrenzen®® S0 niedrig selen, VÖOÖ einer
Gefährdung der Bevölkerung nicht die Rede sSein onne., „Bei Normalbetrieb
3 natürlichen Strahlenbelastung hinzutretende iologis: wirksame Strahlenbelastung durch
ein Ke:  erk weniger als 9/9 dieser natürlichen Strahlenbelastung. Hingegen
die natürliche Strahlenbelastung in den ewochnten Gebieten Osterreichs em
VO  »3 rund 0/97787 1LÖötsch 1äQt sich dadurch allerdings nich:  en gen; die unmittelbaren
AÄAnrainer und noch mehr das Bedienungspersonal weit er belastet als ie
Durchschnittsbevölkerung, und auch ese 6e1 nicht garan: }
„A mrem  4 Jeibt; im übrigen bestehe kei  ın Zweifel, die krebsauslösende und
erbgutschädigende Wirkung onisierender Strahlung keine ıntere Grenze der OSsis gibt,
unterhalb deren die Strahlung wirkungslos bleibt”88
Auch Befürworter vVon KKWen sehen die Pflicht, „jede Strahlenbelastung SO gering wıe
Öglich halten‘/89 und bei der tandortwahl stärker alc früher Fragen des Wasser-
bedarfes, der Wassererwärmung und der Raumordnung rzuzulassen®??.,

Radioaktive Rückstände
Als „das schwierigste Problem der Kernenergienutzung“ bezeichnet Weinzierl?1
die Aufarbeitung der Brennelemente und die Lagerung der Spaltprodukte.
„Die Uranspaltung erzeugten paltprodukte Sin! adioaktiv mit einem we:
pe. S Halbwertszeiten“” (bis zZu Jahren)?* ‚Aus esem Grund eichere
ndlagerung dieser Abtfälle es  ber cehr lange eit erforager!!: Außerdem wird
Reaktorbetrieb Plutonium-239 ’zeugt, das nach Abtrennung VvVon den Spaltprodukten
zukünftiger eaktorbrennsto: in geeigneter Form gelagert und verarbeitet werden mu
Wegen seiner Halbwertszeit S 24.000 Jahren und seiner ® en Giftigkeit ]
einer Aufnahme durch den Menschen ist seiner sicheren Lagerung und Kontrolle es
Augenmerk zuzuwenden“”®, Die dem Reaktor entnommenen gebrauchten Brennstoffelemente
müssen zunächst iın unmittelbarer s in ge  en Tanks gelagert werden, bis ihre
Aktivität GL( eit bgeklungen ist, 61e einer der großen europäischen Aufbereitungs-
anlagen transportiert werden Önnen, „Die Tei  ologie eser Lagerung ist erprobt und
bietet kein wegsentliches Problem“%4, Schwieriger als clie Zwischenlagerung ict die End-
lagerung des Atommülls, der nicht mehr verwertbaren radioaktiven Rückstände. „Was
Beunruhigende an esem Problem ist nicht Lösung elbst, die z
möglich hält, sondern die Abwälzung des verbleibenden Risikos auf ge Generationen,
über etwa 1000 Jahre“
Dazu ommt, daß KKWe selbst nach etwa zwanzig Betriebsjahren ausgedient haben

Tag S1' Was mit ihnen geschehen coll und wer die Kosten des Abbruches und
der ständigen Bewachung und Kontrolle des radioaktiven Schrottes soll.

Weinzierl, Kernenergie eiıne Notwendigkeit (s 47) 80; Weisskopf, Einige
Gedanken (s. 31) 82; Häfele, 2l Eklund, 1978

Weinzierl, z 75} vgl Weisskopf, 82; Häfele, .
Thema ernenergie (s 39) Strahlenschutzgesetz VvVom 11. 1969; Strahlenschutz-

ung 8 12. 1972: Vorschriften in den ehi  OTF'!  dlichen Bewilligungsbescheiden.
Frank, nergiewirtschaft als gesellschaftspolitische Dimension (s. 47) 28; vgl

Thema Kernenergie 16. Katscher, Kernenergie und Sich  heit (s. 79,
errechnet die Erhöhung der natürlichen Strahlenbelastung durch das KK Für von
162 auf 162,011 Milli-rem.

Lötsch, ernenergie Cisterreich? (s. 54) 53,
Häfele, Kernenergie Für Lötsch, A, 53, genügt nicht 73}  e Carcıno0-

und mutagenen Ereignisse oren  .. beim IS5aANg z geringsten osen nicht auf,
scie erden statistisch betrachtet immer seltener.“”

Häfele, — Weinzierl, Kernener;  gıe S Notwendigkeit (s. Anm 47)
Weinzierl, eb  «
Weinzierl, ebd.; vgl Büchele, Zur Ethik der tomenergie (s 32) 27—29  nm  -
Häfele, Kernenergie Thema Kernen:
Weinzierl, Kernenergie eine Notwendigkeit 75. Thema Kernenergie 31 : Gefahr-

osigkei‘ der Transporte radioaktiver Abfälle sichergestellt.
U Weizsäcker, Entwicklung und Deckung (s 42) 91; vgl ele, Kern-

energie 31.

114

energie „wesentlich umweltfreundlicher" sei „als etwa die Nutzung fossiler Brenn­
stoffe"84. 
Die radioaktiven Emissionen bilden nadt P. Weinzierl kein ernstes Problem84, da die durch 
die Strahlengesetzgebung gezogenen Toleranzgrenzen88 so niedrig seien, daß von einer 
Gefährdung der Bevölkerung nidtt die Rede sein könne. ,,Bei Normalbetrieb beträgt die 
zur natürlichen Strahlenbelastung hinzutretende biologisch wirksame Strahlenbelastung durch 
ein Kernkraftwerk weniger als 1 °/o dieser natürlidten Strahlenbelastung. Hingegen sdtwankt 
die natürliche Strahlenbelastung in den bewohnten Gebieten Österreichs in einem Bereich 
von rund 300 O/o"87• B. Lötsdt läßt sidt dadurdt allerdings nidtt beruhigen; die unmittelbaren 
Anrainer und noch mehr das Bedienungspersonal würden weit höher belastet als die 
Durchsdtnittsbevölkerung, und audt für diese sei langfristig nicht garantiert, daß es bei 
„1 mrem11 bleibt; im übrigen bestehe kein Zweifel, ,,daß es für die krebsauslösende und 
erbgutsdtädigende Wirkung ionisierender Strahlung keine untere Grenze der Dosis gibt, 
unterhalb deren die Strahlung wirkungslos bleibt"88• 

Auch Befürworter von KKWen sehen die Pflicht, ,,jede Strahlenbelastung so gering wie 
möglich zu halten"89 und bei der Standortwahl stärker als früher Fragen des Wasser­
bedarfes, der Wassererwärmung und der Raumordnung zuzulassen90• 

c) R a d i o a k t i v e R ü c k s t ä n d e 

Als „das schwierigste Problem der Kernenergienutzung" bezeichnet P. Weinzierl91 

die Aufarbeitung der Brennelemente und die Lagerung der Spaltprodukte. 
„Die durch die Uranspaltung erzeugten Spaltprodukte sind radioaktiv mit einem weiten 
Spektrum von Halbwertszeiten" (bis zu dreißig Jahren)92• ,,Aus diesem Grund ist die sichere 
Endlagerung dieser Abfälle .•• über sehr lange Zeit erforderlidt. Außerdem wird im 
Reaktorbetrieb Plutonium-239 erzeugt, das nadt Abtrennung von den Spaltprodukten als 
zukünftiger Reaktorbrennstoff in geeigneter Form gelagert und verarbeitet werden muß. 
Wegen seiner Halbwertszeit von 24.000 Jahren und seiner extrem hohen Giftigkeit im Falle 
einer Aufnahme durch den Mensdten ist seiner sicheren Lagerung und Kontrolle größtes 
Augenmerk zuzuwenden"98• Die dem Reaktor entnommenen gebraudtten Brennstoffelemente 
müssen zunädtst in unmittelbarer Nähe in gekühlten Tanks gelagert werden, bis ihre 
Aktivität so weit abgeklungen ist, daß sie zu einer der großen europäischen Aufbereitungs­
anlagen transportiert werden können. ,,Die Tedtnologie dieser Lagerung ist erprobt und 
bietet kein wesentliches Problem"94• Schwieriger als die Zwischenlagerung ist die End­
lagerung des Atommülls, der nicht mehr verwertbaren radioaktiven Rückstände. ,,Das 
Beunruhigende an diesem Problem ist nicht die tedtnisdte Lösung selbst, die man für 
möglich hält, sondern die Abwälzung des verbleibenden Risikos auf künftige Generationen, 
über etwa 1000 J ahre1"s. 
Dazu kommt, daß KKWe selbst nach etwa zwanzig Betriebsjahren ausgedient haben. 
Es fragt sich, was mit ihnen geschehen soll und wer die Kosten des Abbruches und 
der ständigen Bewachung und Kontrolle des radioaktiven Schrottes tragen soll. 

8' P. Weinzierl, Kernenergie - eine Notwendigkeit (s. Anm. 47) 80; V. Weisskopf, Einige 
Gedanken (s. Anm. 31) 82; W. Hiifele, a. a. 0. 27; S. Eklund, IAEA 1978. 

85 P. Weinzierl, a. a. 0. '75; vgl. V. Weisskopf, a. a. 0. 82; W. Häfele, a. a. 0. 27. 
88 Thema Kernenergie (s. Anm. 39) 16: Strahlensdtutzgesetz vom 11. 6. 1969; Strahlenschutz­

verordnung vom 12. 1. 19'72; Vorsdtriften in den behördlichen Bewilligungsbesdteiden. 
87 W. Frank, Energiewirtsdtaft als gesellsdtaftspolitisdte Dimension (s. Anm. 47) 28; vgl. 

Thema Kernenergie 16. - F. Katsc:her, Kernenergie und Sidterheit (s. Anm. 38) '19, 
errechnet die Erhöhung der natürlidten Strahlenbelastung durdt das KKW Zd. für Zd. von 
162 auf 162,011 Milli-rem. 

88 B. Lötsc:h, Kernenergie für Österreidt 7 (s. Anm. 54) 53. 
811 W. Häfele, Kernenergie 28. - Für B. Lötsc:h, a. a. 0. 53, genügt das nidtt: ,,Die carcino­

genen und mutagenen Ereignisse hören beim Obergang zu geringsten Dosen nidtt auf, 
sie werden nur - statistisdt betradttet- immer seltener/1 

110 W. Häfele, a. a. 0. 34. 111 P. Weinzierl, Kernenergie - eine Notwendigkeit (s. Anm. 47) 77. 
111 P. Weinzierl, ebd. 
HP. Weinzierl, ebd.; vgl. H. Büc:hele, Zur Ethik der Atomenergie (s. Anm. 32) 27-29; 

W. Häfele, Kernenergie 30; Thema Kernenergie 22-24. 
NP. Weinzierl, Kernenergie - eine Notwendigkeit 78. - Thema Kernenergie 31: Gefahr­

losigkeit der Transporte radioaktiver Abfälle sidtergestellt. 
11s C. F. t1. Weizsäcker, Entwicklung und Deckung (s. Anm. 42) 91; vgl. W. Häfele, Kern­

energie 31. 
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Im österreichischen eSse Vom T, 1978 wurde alc eine der notwendigen
ahmen die „Entsorgung Von Kernkraftwerken genannt®®, Eben sS1ie bildet
Hauptanliegen der Mitgliedstaaten der JA und WT'  d von 1  hnen und vVom GCekretariat
der cstudiert??7

Frank Sibt N 11  h1e Methoden Endlagerung sind noch nicht ausgereift. |
besteht aber ke; prinzipieller Grund für die Annahme, laß nicht einwandfreie
Lösungen ge. werden können kostenlos werden diese Lösungen nicht
sein 98 ätele rag „Wie sicher 1st sicher geNUß, Vas darf die Sicherung kosten
und ver beantwortet el:  125e Fragen?“® Katscher versicherte, Osterreich s  de das
Bundesministerium Gesundcheit und Umweltschutz clie Betriebsbewilligung für das
KK  S davon abhängig machen, 72 die ette der Entsorgungsmaßnahmen
bis ZUr Endlagerung geschlossen oder als geschlossen anzusehen ist‘/100_ Eben diese
Voraussetzung elten verschiedene Kernkraftgegner für cht gegeben1%,

Verbrechen und kriegerische Angriffe
Atomkraftwerksgegner machen geltend, KKWe und das ihnen verwendete
aterial verbrecherischen Akten Diebstahl, Sabotage, Erpressung) und kriegerischen
Angriffen se1in können und dadurch die ohnehin bestehenden Gefahren noch
erhöht werden.
Seit den Veröffentlichungen von Willri und Taylor102 ist, wiıie M sagt, S der
Ge der Entwendung spaltbaren und seiner Verwen ung Z  1 privater
nuklearer Sprengkörper sOWwIle von damit einhergehenden Erpressungsversuchen Rede;
ım Fall der Explosion ınes So. „uneffizienten Sprengkörpers” mit begrenzter ÄAus-
schüttung Radioaktivität könnten S nicht Hunde  usende, aber immer'!  hin Tausende
zu kommen!®, Daiß Einwirkung von außen ernstlicher Reaktorunfall
herbeigeführt werden kann, hält V, eizsacker kaum tür mög eher a  ern
Sabotage Bediensteter heutigen KKWen, n weiterentwickelter Kerntechnik, der End-
versorgung1%, In der JAEA wurde in den letzten Jahren eträchtliche Aufmerksamke: der
rage gewidmet, wie Kernmaterial VOT Mißbrauch oder Atomwaffenerzeugung urch
subnationale Gruppen physisch geschützt werden kann105 M baut auf strengste icher-
heitsmaßnahmen!1%, wıe Sie cich In der militärischen Plutoniumherstellung un
bewährt haben1097. Gerade Vo

itung
strengen Sicherheitsmaßnahmen £ürchten manche,

o  lafd durch c1@e rechtsstaatliche Prinzipien verletzt und Anschläge, die AuU5s sozialpathologischem
Fehlverhalten des Bedienungspersonals entspringen, Har nicht verhindert werden können! ra

Kriegerische Angriffe scheinen für Angreifer, der das angegriffene Land besetzen
will, nich* sehr sinnvoll sein, W  Jen dadurch Radioaktivität freigesetzt s  rde1®®.
Dennoch sind manche der Ansicht, aß die ohnehin ungunstige strategische Lage eines
Landes wıe der BRD eine größere vVCd( nuklearen agen verschlimmer
a  de, zumal S der egner militärische Mittel mıit der Einschleusung

3, BGBI Eklund, JAFA 1975,
Frank, Energiewirtschaft als gesellschaftspolitisches Problem (s. 47) 29: vgl

D, Weizsäcer, Entwicklung v Weinzierl, Kernenergie ql']
Notwendigkeit 78° Endlagerung der glasartigen oder eramischen Substanzen Vel-
festigten Spaltpro: großen Salzlagerstätten.

Häfele, Kernenergie (s. A 34
100 Katscher, Kernenergie und Sicherheit (s Anm 38) 108

sterreich? (s 54} 50; Broda, Ist in ÖOsterreich101 Lötsch, ernenergie
Kernenergie annehmbar und notwendig? (S. Anm. 53) 15; Junge Generation SPO v

Anm. 12 20.,
illrich Taylor, Nuclear YThelft Risk and Safeguards Cambridge aSss.

103 1974  W. Häfele, rnenergie 31,
10 U: Weizsäcker, Entwicklung und Deckung (s Anm. 42) 02
105 Eklund, JAEA 1978

Häfele, Kernenergie (s. Anm 43) 31; D, Weizsäcker,
Weinzierl, ernenergie eine Notwendigkeit (S. Anm 47) 7

Vgl Alternative Möglichkeiten €] 151
10  » Häfele, Kernen:! 322 C. €eIzs:  er, twicklung und Deckung

Im österreichischen Gesetz vom 7. Juli 1978 wurde als eine der notwendigen Maß­
nahmen die „Entsorgung von Kernkraftwerken" genannt96• Eben sie bildet ein 
Hauptanliegen der Mitgliedstaaten der IAEA und wird von ihnen und vom Sekretariat 
der IAEA studiert97• 

W. Frank gibt zu: ,,Die Methoden zur Endlagerung sind noch nicht ausgereift. Es 
besteht aber kein prinzipieller Grund für die Annahme, daß nicht einwandfreie 
Lösungen gefunden werden können - nur kostenlos werden diese Lösungen nicht 
sein"98• W. Häfele fragt: ,,Wie sicher ist sicher genug, was darf die Sicherung kosten 
und wer beantwortet diese Fragen7"99 F. Katscher versidterte, in Österreich würde das 
Bundesministerium für Gesundheit und Umweltsdtutz die Betriebsbewilligung für das 
KKW Zd. davon abhängig madten, ,,daß die Kette der Entsorgungsmaßnahmen 
bis zur Endlagerung gesdtlossen oder als gesdtlossen anzusehen ist"100• Eben diese 
Voraussetzung hielten verschiedene Kernkraftgegner für nicht gegeben101• 

d) V e r b r e c h e n u n d k r i e g e r i s c h e A n g ri ff e 

Atomkraftwerksgegner madten geltend, daß KKWe und das in ihnen verwendete 
Material verbredterisdten Akten (Diebstahl, Sabotage, Erpressung) und kriegerisdten 
Angriffen ausgesetzt sein können und dadurdt die ohnehin bestehenden Gefahren nodt 
erhöht werden. 
Seit den Veröffentlidtungen von Willridt und Taylor102 ist, wie W. Häfele sagt, viel von der 
Gefahr der Enttoendung spaltbaren Materials und seiner Verwendung zum Bau privater 
nuklearer Sprengkörper sowie von damit einhergehenden ErpressungSTJersuchen die Rede; 
im Fall der Explosion eines soldten „uneffizienten Sprengkörpers" mit begrenzter Aus­
sdtüttung von Radioaktivität könnten zwar nidtt Hunderttausende, aber immerhin Tausende 
zu Sdtaden kommen103• Daß durdt Einwirkung von außen ein ernstlicher Reaktorunfall 
herbeigeführt werden kann, hält C. F. v. Weizsädcer kaum für möglidt; eher denkt er an 
Sabotage Bediensteter an heutigen I<KWen, an weiterentwidcelter Kerntedtnik, an der End­
versorgung10•. In der IAEA wurde in den letzten Jahren beträdttlidte Aufmerksamkeit der 
Frage gewidmet, wie Kernmaterial vor Mißbraudt oder Atomwaffenerzeugung durch 
subnationale Gruppen physisdt gesdtützt werden kann105• Man baut auf strengste Sidter­
heitsmaßnahmen106, wie sie sidt in der militärisdten Plutoniumherstellung und -verarbeitung 
bewährt haben107• Gerade von sehr strengen SidterheitsmaBnahmen fürchten mandte, 
daß durdt sie rechtsstaatliche Prinzipien verletzt und Ansdtläge, die aus sozialpathologischem 
Fehlverhalten des Bedienungspersonals entspringen, gar nidtt verhindert werden können108• 
Kriegerische Angriffe scheinen für einen Angreifer, der das angegriffene Land besetzen 
will, nicht sehr sinnvoll zu sein, wenn dadurch Radioaktivität freigesetzt würde109• 

Dennoch sind manche der Ansicht, daß die ohnehin ungünstige strategische Lage eines 
Landes wie der BRD durdt eine größere Anzahl von nuklearen Anlagen verschlimmert 
würde, zumal wenn der Gegner militärische Mittel mit der Einsdtleusung tedtnisch 

96 § 3, BGBI 493/1978. 117 S. Eklund, IAEA 1978. 
98 W. Frank, Energiewirtsdtaft als gesellsdtaftspolitisches Problem (s. Anm. 47) 29; vgl. 

C. F. v. Weizsäcker, Entwidclung und Dedcung 88. - P. Weinzierl, Kernenergie - eine 
Notwendigkeit 78: Endlagerung der in glasartigen oder keramisdten Substanzen ver­
festigten Spaltprodukte z. B. in großen Salzlagerstätten. 

911 W. Häfele, Kernenergie (s. Anm. 43) 34 f. 
10° F. Katscher, Kernenergie und Sidterheit (s. Anm. 38) 108. 
101 B. Lötsch, Kernenergie für Österreich? (s. Anm. 54) 50; E. Broda, Ist in Österreich 

~ Kernenergie annehmbar und notwendig? (s. Anm. 53) 15; Junge Generation SPO Wien 
(s. Anm. 12) 30. 

102 M. Willrich / T. B. Taylor, Nuclear Theft: Risk and Safeguards. Cambridge (Mass.) 
1974. 

10s W. Häfele, Kernenergie 31. 
10, C. F. v. Weizsäcker, Entwidclung und Dedcung (s. Anm. 42) 92 f. 
105 S. Eklund, IAEA 1978. 
100 W. Häfele, Kernenergie (s. Anm. 43) 31; C. F. v. Weizsäcker, a. a. 0. 
101 P. Weinzierl, Kernenergie- eine Notwendigkeit (s. Anm. 47) 78. 
1oe Vgl. Alternative Möglichkeiten (s. Anm. 13) 151. 
10D W. Häfele, Kernenergie 32; C. F. 'D, Weizsäcker, Entwicklung und Deckung 93-95. 
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versjerter Agenten das Bewachungs- und das Bedienungspersonal csolcher Anlagen
kombinierte!l®.

e) Unerwünschte gesellschaftliche Auswirkungen
Wie schon ichtbar wurde, ist die £friedliche utzung der Kernenergie ın mehrfacher
Hinsicht auch eın gesellschaftspolitisches Problem111.
Von den Schutzmaßnahmen abotage und JTerrorismus befürchten manche das
Aufgeben rechtsstaatlicher Prinzipien1!®, „Eine starke Forcierung der Kernenergie
bedeutet eıne Durchsetzung des es mıit scharf bewachten Komplexen, mit militäri-
schen Kontrollen, einer ung Richtung auf einen Polizeistaat führen
muß//118 Die Delegation des Stuhles findet „Das Anwachsen der Kernenergie
tordert 9-  en automatisch die Schaffung PINEeS Polizeistaates, doch ist schon problema-
tisch BEeNUS, WIT alle miıt dieser Möglichkeit rechnen müuüssen“ 114 Um des Schutzes
der Grundrechte der Bürger willen tordern manche den Verzicht auf die großtechnische
Nutzung der Kernenergie!s,
Zu fürchten ist, daß durch die Entwicklung der Kernenergie wirtschaftliche un
soztale Krisen herbeigeführt werden.
„Der echnische Fortschritt vermindert angfristig zwangsläufig die Nachfrage nach
industrieller Ar  itskraft in der bisher üblichen Form//l16. Büchele spricht von
„Hinausrationalisieren Arbeitskräften‘ durch den steigenden Energieverbrauch!!?, „An
der Kernenergiefrage kann sich zeigen, ein! gesellschaftliche Ordnung In Wohle er
Menschheit B-  . mehr ntwickelbar ist, ın WIr heute die rdnung der Dinge durch
ökonomische, und politische Sachzwänge und Eigengesetzlichkeiten als ı
rückbare Herrschaft etablieren, der unsere Nachkommen bis die ferne Zukunft dienstbar

sein haben“/118. V, Weizsäcker der Auffassung, wirtschaftliche und soziale
Kr'  isen könnten technischen Fortschrittes vermieden werden, allerdings durch
bestimmte Umsteillungen: durch ewußten Übergang Von energieverarbeitender —  S nfOor-
mationsverarbeitender Beschäftigung und voan der Güterproduktion zı Dienstleistungen,
durch vernünftige Verteilung der dem echnischen Fortschritt verdankten Freizeit, durch
Unterstützung der Verlagerung des Wirtschaftswachstums ın die itt: Welt119
Es geht also auch IM einen gesellschaftlichen Systemwandelt®9, He Junge Generation
SPO Wien gibt dem nen ideologischen Akzent eben vielen en für die
Ablehnung, clie G1e mıiıt anderen Kernkraftgegnern gemeinsam hat, führt 61e die
Ösung Von Beschäftigungs- und Wachstumsproblemen erfordere „rationales anen
und Eingreifen den qchaotischen kapitalistischen Wirtschaftsprozeß”121, „Atom-
technologie hingegen zementiert das bestehende Wirtschaftssystem und
Menschen und Umwelt schädliche Entwicklung“/122 „Sozialisten können die politischen
Folgen einer Nutzung von Atomkraft ZUF Stromerzeugung nicht akzeptieren. Die
Bedrohung demokratischer Grundrechte Un die Verunmöglichung jeder Demokratisie-

Alternative Möglichkeiten 151,
Vgl ranKkK, Energiewirtschaft als gesellschaftspolitisches Problem (s. Anm 47);

Staudinger, >  S ein gesellschaftspolitisches Problem, Das Kernkraftwerk 19
15—21.

112 Alternative Möglichkeiten 151,
Aus der Diskussion nach dem Vortrag Von Frank Energie und Wachstum
5, Anm. 47)

114 H, Abs, Atomenergie für riedliche Zwecke (s. 34) 0,
115 Vel. Alternative Möglichkeiten 154 Der : anzösische Delegierte, JA 1978, meint

allerdings, aııch in einer Mangelgesellschaft könnten dividuelle und kollektive Frei-
he  iten schwer gewahrt werden.

U, Weizsäcker, Entwicklung und Deckung (S. Anm 42) 105; vgl Alternative Mög-
lichkeiten 150

17 Büchele, Zur Ethik der Atomenergie (s. Anm. 32)
118 Büchele, eb!  Q

U, Weizsäcker, Entwicklung und Deckung
Vgl die Diskussion nach dem 'ag von Erank * Energie und Wachstum
(s. Anm. 47) 41.
unge Genera‘’  Hon SPO Wien (s Anm. 12) 21. 122 E 22
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versierter Agenten in das Bewachungs- und das Bedienungspersonal solcher Anlagen 
kombinierte110• 

e) Une r w ü n s c h t e g e s e 11 s c h a f t 1 i c h e A u s w i r k u n gen 

Wie schon sichtbar wurde, ist die friedliche Nutzung der Kernenergie in mehrfacher 
Hinsicht auch ein gesellschaftspolitisches Problem111• 

Von den Schutzmaßnahmen gegen Sabotage und Terrorismus befürchten manche das 
Aufgeben rechtsstaatlicher Prinzipien112• ,,Eine starke Forderung der Kernenergie 
bedeutet eine Durchsetzung des Landes mit scharf bewachten Komplexen, mit militäri­
schen Kontrollen, was zu einer Entwid<lung in Richtung auf einen Polizeistaat führen 
mu.8"118• Die Delegation des HI. Stuhles findet: ,,Das Anwachsen der Kernenergie 
fordert nicht automatisch die Schaffung eines Polizeistaates, doch ist es schon problema­
tisch genug, daß wir alle mit dieser Möglichkeit rechnen müssen"114• Um des Schutzes 
der Grundrechte der Bürger willen fordern manche den Verzicht auf die großtechnische 
Nutzung der Kernenergie US. 

Zu fürchten ist, daß durch die Entwid<lung der Kernenergie wirtschaftliche und 
soziale Krisen herbeigeführt werden. 
„Der technische Fortschritt vermindert . . . langfristig zwangsläufig die Nachfrage nach 
industrieller Arbeitskraft in der bisher üblichen Form11118• H. Büchele spricht von einem 
„Hinausrationalisieren von Arbeitskräften" durch den steigenden Energieverbrauch117• ,,An 
der Kernenergie&age kann sich zeigen, daß eine gesellschaftliche Ordnung zum Wohle der 
Menschheit nicht mehr entwickelbar ist, wenn wir heute die Ordnung der Dinge durch 
ökonomische, technische und politische Sachzwänge und Eigengesetzlichkeiten als unver­
rückbare Herrschaft etablieren, der unsere Nachkommen bis in die ferne Zukunft dienstbar 
zu sein haben"118• C. F. v. Weizsäcker ist der Auffassung, wirtschaftliche und soziale 
Krisen könnten trotz technischen Fortschrittes vermieden werden, allerdings nur durch 
bestimmte Umstellungen: durch bewußten Obergang von energieverarbeitender zu infor­
mationsverarbeitender Beschäftigung und von der Güterproduktion zu Dienstleistungen, 
durch vernünftige Verteilung der dem technischen Fortschritt verdankten Freizeit, durch 
Unterstützung der Verlagerung des Wirtschaftswachstums in die Dritte Welt119• 

Es geht also auch um einen gesellschaftlichen Systemwandel120• Die Junge Generation 
SPÖ Wien gibt dem einen ideologischen Akzent. Neben vielen Gründen für die 
Ablehnung, die sie mit anderen Kernkraftgegnern gemeinsam hat, führt sie an: die 
Lösung von Beschäftigungs- und Wachstumsproblemen erfordere „rationales Planen 
und Eingreifen in den chaotischen kapitalistischen Wirtschaftsproze8"121• ,,Atom­
technologie hingegen zementiert das bestehende Wirtschaftssystem und seine für 
Menschen und Umwelt schädliche Entwicklung"122• ,,Sozialisten können die politischen 
Folgen einer Nutzung von Atomkraft zur Stromerzeugung nicht akzeptieren. Die 
Bedrohung demokratischer Grundrechte und die Verunmöglichung jeder Demokratisie-

uo Alternative Möglichkeiten 151. 
111 Vgl. W. Frank, Energiewirtschaft als gesellschaftspolitisches Problem (s. Anm. 47); 

F. Staudinger, I<I<We - ein gesellschaftspolitisches Problem, Das Kernkraftwerk 19 
(1977) 15-21. 

112 Alternative Möglichkeiten 151. 
113 Aus der Diskussion nach dem Vortrag von W. Frank in: Energie und Wachstum 

(s. Anm. 47) 40. 
m H. ]. Abs, Atomenergie für friedliche Zwecke (s. Anm. 34) 9. 
m Vgl. Alternative Möglichkeiten 154. - Der französische Delegierte, IAEA 1978, meint 

allerdings, auch in einer Mangelgesellschaft könnten individuelle und kollektive Frei­
heiten schwer gewahrt werden. 

118 C. F. v. Weizsäcker, Entwicklung und Deckung (s. Anm. 42) 105; vgl. Alternative Mög-
lichkeiten 150. 

117 H. Büchele, Zur Ethik der Atomenergie (s. Anm. 32) 17. 
ue H. Büchele, ebd. 36. 
m C. F. v. Weizsäcker, Entwicklung und Deckung 105. 
120 Vgl. die Diskussion nach dem Vortrag von W. Frank in: Energie und Wachstum 

(s. Anm. 47) 41. 
121 Junge Generation SPÖ Wien (s. Anm. 12) 21. t!2 Ebd. 22. 
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rung vVon Wirtschaft und Gesellschaft sind muıt cOzialistischen Vorstellungen
einbar‘“123

Atomwaffen
Ein Hauptproblem der Verbreitung atomarer Technologien liegt darin, 8 damit auch

efahr der Herstellung UvonNn Atomwaffen wächst124. Das Reaktorbetrieb
erzeugte Plutonium-239 1st als leicht spaltbares aterial Bombenherstellung
eeıgnet, wenn auch Verunreinigung mıiıt Plutonium-240 mit größeren
Schwierigkeiten eigens militärische Zwecke erzeugtes Material125

Iund1% weiß, daf  ( viele die riedliche Nutzung der Atomenerg| blehnen, weil 511e cjie
bewufßt oder mit der Erzeugung S Atomwaffen verbinden. Bisher seien keinem
Fall Anlagen en Nutzung der Kernenergie e Entwicklung vVvon Atomwaffen
verwendet worden. Atomwaffen selen von 194 bis 1954 durch Länder entwickelt worden,

1955 bis 1964 durch weitere, VC  S 1965 bis 1974 durch weiteres: von 1955 bis 1974
62i aber die Kernenergiekapazität ın 19 Ländern von MI auf gestiegen;
zwischen beiden Entwicklungen bestehe kein Zusammenhang. Wie sagt, verlangen
clie meisten Länder, die spaltbares Material liefern, vVon den Empfängern, daß ese dem
Atomsperrvertrag (Non Proliferation rea‘ beitreten Oder 6i  D den Sicher-
heitsmaßnahmen der JAFA unterwerftfen. Manche Länder legen den Empfängern zusätzliche
Sicherheitsbedingungen auf. Dem sind bis 1978 © Staaten beigetreten!?7, TJer IJAFAÄA
kommt Aufgabe ZU, seine Einhaltung überwachen und darüber hinaus SOTgCN,
laß die von ihr geleistete Hilfe nicht ZUT örderung militärischer Zwecke benützt wird!5s,
soOwie entsprechende Kontrollen durchzuführen!??. Erfreulicherweise kann die JAEA fast
alle bedeutenden Atomanlagen auch der Staaten, die dem Vertrag nicht beigetreten SIN|  d,
kontrollieren!?.,

Eklund ist überzeugt, die wirkliche Gefahr icht den Anlagen ZUT fried-
lichen Verwendung von ÄAtomenergie droht, sondern Von den bestehenden und ständig
wachsenden Atomwaffenarsenalen. Es handle sich um eın politisches Problem, das mit
politischen Mitteln gelöst werden müssel91. icht unbegründet G1!  nd die auf den
Sitzungen der JAEA lautgewordenen Klagen iber die Erfolglosigkeit der bisherigen
Bemühungen un Abrüstung und den noch ımmer währenden Rüstungswettlauf!32,

Umstrittene Notwendigkeit
Die Errichtung von KKWen wird mıiıt deren Notwendigkeit die Energieversorgung
begründet. KKWSsgegner bestreiten cdiese otwendigkeit!%,
a) Haushalten
5ie sind der einung, auf KKWe mit all ihren Gefahren verzichten könnte,
wenn mit der jetzt schon verfügbaren  &o Energie SDarsamer und sinnvoller

D  25n D  Vgl l?: .Büchele‚ Zur Ethik der Atomenergie f: Alternative Möglichkeiten 151
125 Weinzierl, Kernenergie eıne Notwendigkeit (s Anm. 47) Pecaqeur, franzö-

sischer Delegierter, IA Verzicht auf friedliche Atomenergienutzung verhindert
noch nicht Atomwaffen, da ese anders rascher und illiger erzeugt werden können.
JAFA 1978

Eklund, JAFA 1978 Frank, Energiewirtschaft als gesellschaftspolitisches Problem
(s Anm 47) Nicht alle wichtigen Länder 5 beigetreten.
Satzung (s Anm 16) Art. 111 Satzung Art ] 2 Art. X
Nach dem Urteil von Frank, d - 30, reichen die Kontrollmaßnahmen icht auSs

handle sich LU ine Lebensfrage der d}  n menschlichen Gesellschaft.
131 Die Notwendigkeit der Zusammenarbeit unterstreicht der Delegierte der USA, JAEA 1978,

Vgl die Symposien: Mögliche Wege einem allgemeinen Verbot der Entwicklung
der Produktion ypen von Massenvernichtungswaffen, Wien, 27 28 1978,
Wissenschaft und Frieden 2/78, 1en 1978; Probleme der Abrüstung a der Osition
verschiedener Weltanschauungen, Kischinew 24.—27, 1978, Wissenschaft und Frieden
3/78, Wien 1978; ferner Pöllinger, Bericht e  ber das internationale Seminar „Kern-

132 JAEA 1977 und 1978,
energie und Wettrüsten“, 1en —8 1978, WTrBIEF (1978) 29-—32

133 Lötsch, Kernenergie für Osterreich? (s 54) Kernenergieausbau für Osterreich
„weder notwendig noch wünschensw
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rung von Wirtschaft und Gesellschaft sind mit sozialistischen Vorstellungen unver­
einbar"123. 

f) Atomwaffen 
Ein Hauptproblem der Verbreitung atomarer Technologien liegt darin, daß damit auch 
die Gefahr der Herstellung von Atomwaffen wächst124• Das im Reaktorbetrieb 
erzeugte Plutonium-239 ist als leicht spaltbares Material zur Bombenherstellung 
geeignet, wenn auch wegen seiner Verunreinigung mit Plutonium-240 mit größeren 
Schwierigkeiten als eigens für militärische Zwecke erzeugtes Material125• 

S. Eklund128 weiß, daß viele die friedliche Nutzung der Atomenergie ablehnen, weil sie sie 
bewußt oder unbewußt mit der Erzeugung von Atomwaffen verbinden. Bisher seien in keinem 
Fall Anlagen zur friedlichen Nutzung der Kernenergie zur Entwicklung von Atomwaffen 
verwendet worden. Atomwaffen seien von 1945 bis 1954 durch 3 Länder entwickelt worden, 
von 1955 bis 1964 durch 2 weitere, von 1965 bis 1974 durch 1 weiteres; von 1955 bis 1974 
sei aber die Kernenergiekapazität in 19 Ländern von 5 MW auf 54.000 MW gestiegen; 
zwischen beiden Entwicklungen bestehe kein Zusammenhang. Wie Eklund sagt, verlangen 
die meisten Länder, die spaltbares Material liefern, von den Empfängern, daß diese dem 
Atomsperrvertrag (Non Proliferation Treaty = NPT) beitreten oder sich den Sicher­
heitsmaßnahmen der IAEA unterwerfen. Manche Länder legen den Empfängern zusätzliche 
Sicherheitsbedingungen auf. Dem NPT sind bis 1978 104 Staaten beigetreten127• Der IAEA 
kommt die Aufgabe zu, seine Einhaltung zu überwachen und darüber hinaus zu sorgen, 
daß die von ihr geleistete Hilfe nicht zur Förderung militärischer Zwecke benützt wird1!8, 
sowie entsprechende Kontrollen durchzuführen129• Erfreulicherweise kann die IAEA fast 
alle bedeutenden Atomanlagen auch der Staaten, die dem Vertrag nicht beigetreten sind, 
kontrollieren180• 

S. Eklund ist überzeugt, daß die wirkliche Gefahr nicht von den Anlagen zur fried­
lichen Verwendung von Atomenergie droht, sondern von den bestehenden und ständig 
wachsenden Atomwaffenarsenalen. Es handle sich um ein politisches Problem, das mit 
politischen Mitteln gelöst werden müsse131• Nicht unbegründet sind die auf den 
Sitzungen der IAEA lautgewordenen Klagen über die Erfolglosigkeit der bisherigen 
Bemühungen um Abrüstung und den noch immer währenden Rüstungswettlauf132• 

4. Umstrittene Notwendigkeit 
Die Errichtung von KI<Wen wird mit deren Notwendigkeit für die Energieversorgung 
begründet. KI<Wsgegner bestreiten diese Notwendigkeit133• 

a) H a u s h a 1 t e n 
Sie sind der Meinung, daß man auf I<I<We mit all ihren Gefahren verzichten könnte, 
wenn man mit der jetzt schon verfügbaren Energie sparsamer und sinnvoller 

121 Ebd. 25. 
124 Vgl. H. Büchele, Zur Ethik der Atomenergie 29 f; Alternative Möglichkeiten 151. 
115 P. Weinzierl, Kernenergie - eine Notwendigkeit (s. Anm. 47) 77. - M. Pecqeur, &anzö­

sischer Delegierter, IAEA 1978: Verzicht auf friedliche Atomenergienutzung verhindert 
noch nicht Atomwaffen, da diese anders rascher und billiger erzeugt werden können. 

120 IAEA 1978. 
127 S. Eklund, IAEA 1978. - W. Frank, Energiewirtschaft als gesellschaftspolitisches Problem 

(s. Anm. 47) 29: Nicht alle wichtigen Länder sind beigetreten. 
128 Satzung (s. Anm. 16) Art. III A 5. 129 Satzung Art. III B 2; Art. XII A 1. 5. 6. 
130 Nach dem Urteil von W. Frank, a. a. 0. 30, reichen die Kontroilmaßnahmen nicht aus; 

es handle sich um eine Lebensfrage der ganzen menschlichen Gesellschaft. 
131 Die Notwendigkeit der Zusammenarbeit unterstreicht der Delegierte der USA, IAEA 1978. 

- Vgl. die Symposien: Mögliche Wege zu einem allgemeinen Verbot der Entwicklung 
der Produktion neuer Typen von Massenvernichtungswaffen, Wien, 27.-28. 1. 1978, 
Wissenschaft und Frieden 2/78, Wien 1978; Probleme der Abrüstung aus der Position 
verschiedener Weltanschauungen, Kischinew 24.-27. 4. 1978, Wissenschaft und Frieden 
3/78, Wien 1978; ferner 5. Pöllinger, Bericht über das internationale Seminar „Kern­
energie und Wettrüsten", Wien 6.-8. 2. 1978, WrBIF 17 (1978} 29-32. 

13t IAEA 1977 und 1978. 
181 B. Lötsch, Kernenergie für Österreich? (s. Anm. 54) 62: Kernenergieausbau für Österreich 

,,weder notwendig noch wünschenswert''. 
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ge186 V, Weizsäcker nımmt das gumen; ernst!$> und fordert „Gedan-
kenlosen mitf Energie durch intelligenten ersetzen“ 130 und „Energiesparende
Techniken sollten die TS{Ie Förderungspriorität erhalten137 *“ Von solcher Umstellung
rwartet csich die Sicherung VO Arbeitsplätzen und damit die Vermeidung vVon
sozialen Krisen!3
Freilich darf das Bedenken Eklund nicht übersehen werden: Das Wunschdenken
VO  S „‚angepaßten, weichen oder mittleren Technologien“ WUu:  s  rde dazu führen,
entwickelte Länder csich mit einem Nullwachstum begnügen und die Vorteile der
erreichten Industrialisierung genießen könnten, während die Entwicklungsländer auf
Windmühlen angewiesen blieben!3, V, Weizsäcker ommt ZUIN Schl „Alle
gumente sprechen jedenfalls iel ergie alc möglich ıst Die
rage ist IV WIEe weit INnNan damit kommen kann“140.

Alternativen Z U KKWen
Über die Forderung SDaAISaMeI und rationeller Verwendung verfügbarer ergie hinaus
schlagen KK  sgegner VOT, traditionellen Energiequellen mehr erauszuholen und
alternative NMEeUuUe Möglichkeiten entwickeln und zZUu utzen. Von der USWEe: des
ındes, der Meeresströmungen und der Gezeiten ist wohl nicht viel ZU hoffen141 -
Erdwärme, Sonnenstrahlung und Kernfusion aber bieten gute Erfolgsaussichten!4, Die
Entwicklung dieser Alternativen fordert erdings hohen Kapitaleinsatz und daher
Konsumverzicht!43, nach dem heutigen Stand bieten der Kernspaltung noch kein
genügendes Gegengewicht!44,
Ob, abgesehen von der Nutzung heißer Quellen, die arme  . tiofer der Erde
nutzbar Energie umgesetz! werden kann, ist erst erforschen. Jedenfalls erfordert
dies eine ange Entwicklung und eınen hohen Investitionsaufwand. egen der
verhältnismäßig niederen emperatur ist eıne hochwertige Energie erwarten SIEe
hat oher lokale und regionale, 9-  en Bedeutung, Derzeit kann nicht eın-
geschätzt werden, S1e wirtschaftlich wettbewerbsfähig W:  1rd145

Schumacher, geht auch anders jenseits des Wachstums, Energie und Wachs-
Ü  Un (s. 47) 11—21, 19, bezeichnet ©5 als Schwäche der ologischen Entwi
der letzten 30 Jahre, es groß, zu kompliziert, kapitalteuer, gewalttätig
werde: der kzen‘' cei VOo der Quantität auf Qualit  ät Zu verlagern. Vgl Schu-
macher, geht auch anders. Jenseits des 'achstums. Technik und Wirtschaft nach
enschenmaßen 1974

136
DÜ Weizsäcker, Entwicklung und ung €} Anm. 42) 106; vgl Lötsch, a.,. . 45,
U Weizsäcker, a 101:;: vgl Alternative Möglichkeiten (S. Anm 13) 153

Der Gemeinsame Brief der eV, und kath, Bischöfe in Baden-Württemberg, bgedruckt bei
Altner, Das Kreuz dieser Zeit (s. Anm., 51), 75 f, fordert ein Energiebewußtsein,

nämlich verantwortungsbewußtes Umgehen mit Energie und ihre rationelle Verwendung.
D: Weizsäcker, d 102: vgl W, Frank, Energiewirtscha als gesellschaftspoliti-

sches Problem (5 Anm. 47) und die anschließende Diskussion ebd., 41, 46—48.,
Vgl Büchele, Zur der Atomenergie (S. 32) 17; Junge eneration
Wien (s. Anm 12)

Eklund, JAEA 1978, 140 U Weizsäccer, Entwicklung und Deckung
141 Vgl Thema ernenergie (s Anm. 39)

Häfele, ernenergie (s. 43 35 „Man setze ci  D miıt der IWa
einander, D AL ein Miteinander von Kohle, Kernenergie und gegebenenfalls Son-
nenenergie das Energieproblem für Europa angfristig lösen in der Lage sein
dürfte.“” Vgl Thema Kernenergie 32—34; Öösterr. energieforschungskonzept (s Anm. 38)
37—41:; Broda, Ist ÖOsterreich ernenergie annehmbar und notwendig? (S. 53)

f: Alternative Möglichkeiten (s. 13 ı a

Häfele, A
144 Vgl. F, Schiller, Atomkraft Ja oder nein me!  inischer Sicht, cterrT. Ärztezeitung

32
145 Frank, Energiewirtschaft als gesellschaftspolitisches Problem (s Anm. 47) 27>;

Häfele, a 22; Weinzierl, Kernenergie eıne Notwendigkeit (s 4
Weizsäcker, Entwicklung und Deckung (s. Anm. 96; Thema Kernenergie 4,
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umginge1H. C. F. v. Weizsäcker nimmt das Argument ernst185 und fordert: ,,Gedan­
kenlosen Umgang mit Energie durch intelligenten ersetzen"186 und: ,,Energiesparende 
Techniken sollten die erste Förderungspriorität erhalten187.'' Von solcher Umstellung 
erwartet man sich die Sicherung von Arbeitsplätzen und damit die Vermeidung von 
sozialen Krisen188• 

Freilich darf das Bedenken von S. Eklund nicht übersehen werden: Das Wunschdenken 
von ,,angepaßten, weichen oder mittleren Technologien" würde dazu führen, daß 
entwickelte Länder sich mit einem Nullwachstum begnügen und die Vorteile der 
erreichten Industrialisierung genießen könnten, während die Entwicklungsländer auf 
Windmühlen angewiesen blieben189• C. F. v. Weizsäcker kommt zum Schluß: ,,Alle 
Argumente sprechen dafür, jedenfalls so viel Energie zu sparen als möglich ist. Die 
Frage ist nur, wie weit man damit kommen kann"140• 

b) Alternativen zu KKWen 

Ober die Forderung sparsamer und rationeller Verwendung verfügbarer Energie hinaus 
schlagen KKWsgegner vor, aus traditionellen Energiequellen mehr herauszuholen und 
alternative neue Möglichkeiten zu entwickeln und zu nutzen. Von der Auswertung des 
Windes, der Meeresströmungen und der Gezeiten ist wohl nicht allzu viel zu hoffen141 ; 

Erdwärme, Sonnenstrahlung und Kernfusion aber bieten gute Erfolgsaussichten142• Die 
Entwicklung dieser Alternativen fordert allerdings hohen Kapitaleinsatz und daher 
Konsumverzicht148; nach dem heutigen Stand bieten sie der Kernspaltung noch kein 
genügendes Gegengewicht144• 

Ob, abgesehen von der Nutzung heißer Quellen, die Wärme tiefer Schichten der Erde 
nutzbar in Energie umgesetzt werden kann, ist erst zu erforschen. Jedenfalls erfordert 
dies eine lange Entwicklung und einen hohen Investitionsaufwand. Wegen der 
verhältnismäßig niederen Temperatur ist keine hochwertige Energie zu erwarten; sie 
hat eher lokale und regionale, nicht globale Bedeutung. Derzeit kann nicht ein­
geschätzt werden, wann sie wirtsdtaftlich wettbewerbsfähig wird145• 

1" E. F. Sdiumac:her, Es geht auch anders - jenseits des Wachstums, in: Energie und Wachs­
tum (s. Anm. 47) 11-21, 19, bezeichnet es als Schwäche der technologischen Entwiddung 
der letzten 30 Jahre, daß alles zu groß, zu kompliziert, zu kapitalteuer, zu gewalttätlg 
werde; der Akzent sei von der Quantität auf die Qualität zu verlagern. Vgl. E. F. Sdiu­
madier, Es geht auch anders. Jenseits des Wachstums. Technik und Wirtschaft nach 
MenschenmaB. München 1974. 

135 C. F. v. Weizsäcker, Entwicklung und Deckung (s. Anm. 42) 106; vgl. B. Lötsdi, a. a. 0. 45. 
188 C. F. v. Weizsäcker, a. a, 0. 101; vgl. Alternative Möglichkeiten (s. Anm. 13) 153 f. -

Der Gemeinsame Brief der ev. und kath. Bischöfe in Baden-Württemberg, abgedruckt bei 
G. Altner, Das Kreuz dieser Zeit (s. Anm. 51), 75 f, fordert ein neues EnergiebewuBtsein, 
nämlich verantwortungsbewußtes Umgehen mit Energie und ihre rationelle Verwendung. 

187 C. F. v. Weizsäcker, a. a. 0. 102; vgl. W. Frank, Energiewirtschaft als gesellschaftspoliti­
sches Problem (s. Anm. 47) 33 und die anschließende Diskussion ebd. 41. 46-48. 

188 Vgl. H. Büc:hele, Zur Ethik der Atomenergie (s. Anm. 32) 17; Junge Generatlon SPÖ 
Wien (s. Anm. 12) 16. 21. 

m S. Eklund, IAEA 1978. 14° C. F. v. Weizsäcker, Entwic:klung und Deckung 98. 
m Vgl. Thema Kernenergie (s. Anm. 39) 34, 
ra W. Häfele, Kernenergie (s. Anm. 43) 35: ,,Man setze steh mit der Erwartung aus­

einander, daß nur ein Miteinander von Kohle, Kernenergie und gegebenenfalls Son­
nenenergie das Energieproblem für Europa langfristig zu lösen in der Lage sein 
dürfte." - Vgl. Thema Kernenergie 32-34; österr. energieforschungskonzept (s. Anm. 38) 
37--41; E. Broda, Ist in Österreich Kernenergie annehmbar und notwendig? (s. Anm. 53) 
15 f; Alternative Möglichkeiten (s. Anm. 13). 

us W. Häfele, a. a. 0. 32. 
u, Vgl. F. Sdiiller, Atomkraft. Ja oder nein aus medizinischer Sicht, Österr. Ärztezeitung 

32 (1977) 932-934. 
us W. Frank, Energiewirtschaft als gesellschaftspolitisches Problem (s. Anm. 47) 27; 

W. Häfele, a. a. O. 22; P. Weinzierl, Kernenergie - eine Notwendigkeit (s. Anm. 47} 72; 
C. F. 'D. Weizsäcker, Entwicklung und Deckung (s. Anm. 42) 96; Thema Kernenergie 34. 
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Sonnenstrahlung ıst „auch VO  l Standpunkt ihrer Umsetzbarkeit eiIne hochwertige
Energieform Der großtechnischen Ausnutzbarkeit cteht jedoch die sehr geringe
Leistungsdichte ntgegen, SOWIEe die durch den Tagesrhythmus, die Weftter-
bedingungen und cdie Jahreszeiten hervorgerufenen Schwankungen des Einstrahlungs-
dargebotes  “ Daher erfordert cje ausgedehnte agen, auch ZUr Speicherung von

ergie Investitionen, teuere Instandhaltung) elbs Zwecke der Heizung
und der Raumklimatisierung ist 61€e noch nicht konkurrenzfähig14,
Erzeugung Von elektrischem Strom ware heute bereits realisierbar, aber viel teuer  j
VO dem Jahr 2000 sind keine wesentlichen Erträge Zu erwarten!*‘.
Hoffnungen 148 cetzt Iinan auch auf KKWe, die icht die ernsp. sondern die
Kernfusion nutzen!4?. Auch hier entsteht Radioaktivität, aber weiltaus weniger und
kurzlebigere als bei derB „Die technologischen Schwierigkeiten und damit
auch die Kosten einer energieliefernden Fusionsanlage scheinen jedoch derzeit S{

EeNOIM, INamll miıt Recht daran kann, ob diese Energiequelle Lauf des
J wirtschaftlich vertretbarer else Energieversorgung beitragen kann“/1ö1.

V, Weizsäcker ist der Ansicht, 8  Nal solle SO planen, auf Kernfusion
nich  en angewlesen sel, csich aber auch cdieser Option nich:  . berauben!182.

Bezweifelte Wirtschaftlichkeit
Zugunsten der KKWe wird geltend gemacht, S1IEe elektrischen Strom verhältnismäßig
billig efern und eınem Land wıe Cisterreich den Import VL trom und Ossilen
Brennstottfen ren. Nach dem Bundesgesetz Juli 1978 WAaäaTr!  y die gesetz-
iche Erteilung der Erlaubnis ZUT: Inbetriebnahme eiınes KKWes die gesamtstaatliche,
volkswirtschaftliche und energiepolitische Sicht Kriterium!>*.

Häfele ist der Ansicht, unter Berücksichtigung aller Kosten auch der sozialen,
der Anstrengungen, die die Gesellschaft im Umgang mıiıt Kernenergie auf sich

nehmen müsse) habe Kernenergie schon Vor der Cilkrise 1973 die Wirtschaftlichkeit
erreicht!54. Nach Eklund haben die steigenden Preise VC und anderen Brenn-
stoffen Atomanlagen noch Skonomischer gemacht!55, Andere dagegen meinen, für
die Berechnung der Wirtschaftlichkeit der Kernenergie verläßliche Daten fehlen: die
Kostenentwicklung verlaufe ungünstiger, als zunächst angeNOMMEe: worden 61 und
heute noch behauptet werdel50 Büchele hält die Nichtinbetriebnahme VO.  } für
wirtschaftlicher!®7?
egen das Argument, KKWe machten eın Land wıe ÖOsterreich importunabhängig,
wird 1Ns Treffen geführt, Cisterreich gerate dadurch In eine E1 Abhängigkeit, nämlich
VO Uranlieferländern, Anreicherungsmonopolen, ausländischer Zulieferungsindustrie

den KKWbau, Aufbereitungsindustrie, Lagerungsstätten radioaktiven Abfall1ss

Frank, O, 27; P, Weinzierl, 7L: Häfele, a.a. 0 22} F, v, Weiz-
säcker, d Vgl Bruckmann, Nisi VIS bellum, Dara pacem! WrBIEF 9/10
(1976) 4—15, f; nn, ONNe!  ralgAtomenergie. jen 978,

147 Weinzierl, a a, D Weizsäcker, d. 98.,
143 Vgl. Frank, a 26 148 Vgl Thema Kernenergie
150 Weinzierl, d d 71; Weizsäcker, z 9 Häfele, 22.,

Weinzierl, d. a 77) vgl U Weizsäckcer, . .
152 O, Weizsäcker, 153 S 1, 493/1978
154 Häfele, a, f; vgl Thema Kernenergie 12=—=16.

Eklund, JAEA 1978 Alternative Möglichkeiten (s. 13) 149.
Büchele, Zur Ethi:  — der Atomenergie (s. Anm 32) 19, 21; V: Alternative Ööglich-

keiten 150.
Lötsch, Kernenergie Osterreich? (S. Anm. 54) 44. Alternative Möglichkeiten 149

Importabhängigkeit der B 151 f Abhängigkeit der Länder Dritten und der
Vierten We t.
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Sonnenstrahlung ist „auch vom Standpunkt ihrer Umsetzbarkeit eine hochwertige 
Energieform. Der gro.Btechnischen Ausnutzbarkeit steht jedoch die sehr geringe 
Leistungsdichte entgegen, sowie die durch den Tagesrhythmus, durch die Wetter­
bedingungen und die Jahreszeiten hervorgerufenen Schwankungen des Einstrahlungs­
dargebotes". Daher erfordert sie ausgedehnte Anlagen, auch zur Speicherung von 
Energie (hohe Investitionen, teuere Instandhaltung). Selbst für Zwecke der Heizung 
und der Raumklimatisierung ist sie gegenwärtig noch nicht konkurrenzfähig148• 

Erzeugung von elektrischem Strom wäre heute bereits realisierbar, aber viel zu teuer; 
vor dem Jahr 2000 sind keine wesentlichen Erträge zu erwarten147• 

Hoffnungen 148 setzt man auch auf KI<We, die nicht die Kernspaltung, sondern die 
Kernfusion nutzen149• Auch hier entsteht Radioaktivität, aber weitaus weniger und 
kurzlebigere als bei der Spaltung150• ,,Die technologischen Schwierigkeiten und damit 
auch die Kosten einer energieliefernden Fusionsanlage scheinen jedoch derzeit so 
enorm, da.B man mit Recht daran zweifeln kann, ob diese Energiequelle im Lauf des 
21. Jh. in wirtschaftlich vertretbarer Weise zur Energieversorgung beitragen kann"151• 

C. F. v. Weizsäcker ist der Ansicht, man solle so planen, da.B man auf Kernfusion 
nicht angewiesen sei, sich aber auch dieser Option nicht berauben152• 

S. Bezweifelte Wirtschaftlichkeit 

Zugunsten der KKWe wird geltend gemacht, da.B sie elektrischen Strom verhältnismä.Big 
billig liefern und einem Land wie Österreich den Import von Strom und fossilen 
Brennstoffen ersparen. Nach dem Bundesgesetz vom 7. Juli 1978 wäre für die gesetz­
liche Erteilung der Erlaubnis zur Inbetriebnahme eines KKWes die gesamtstaatliche, 
volkswirtschaftliche und energiepolitische Sicht Kriterium158• 

W. Häfele ist der Ansicht, unter Berücksichtigung aller Kosten (auch der sozialen, 
d. h. der Anstrengungen, die die Gesellschaft im Umgang mit Kernenergie auf sich 
nehmen müsse) habe Kernenergie schon vor der Ölkrise 1973 die Wirtschaftlichkeit 
erreicht154• Nach 5. Eklund haben die steigenden Preise von öl und anderen Brenn­
stoffen Atomanlagen noch ökonomischer gemacht155• Andere dagegen meinen, da.B für 
die Berechnung der Wirtschaftlichkeit der Kernenergie verlä.Bliche Daten fehlen; die 
Kostenentwicklung verlaufe ungünstiger, als zunächst angenommen worden sei und 
heute noch behauptet werde1116• H. Büchele hält die Nichtinbetriebnahme von Zd. für 
wirtschaftlicher1117• 

Gegen das Argument, KKWe machten ein Land wie Österreich importunabhängig, 
wird ins Treffen geführt, Österreich gerate dadurch in eine neue Abhängigkeit, nämlich 
von Uranlieferländern, Anreicherungsmonopolen, ausländischer Zulieferungsindustrie 
für den KKWbau, Aufbereitungsindustrie, Lagerungsstätten für radioaktiven Abfall158• 

m W. Frank, a. a. 0. 27; P. Weinzierl, a. a. 0. 71; W. Häfele, a. a. 0. 22; C. F. 'D. Weiz­
säcker, a. a. 0. 97. - Vgl. G. Brudanann, Nisi vis beilum, para pacemt WrBIF 9/10 
(1976) 4-15, 13 f; G. Brudanann, Sonnenkraft statt Atomenergie. Wien 1978. 

147 P. Weinzierl, a. a. 0. 71; C. F. t,. Weizsäcker, a. a. 0. 98. 
148 Vgl. W. Frank, a. a. 0. 26. 149 Vgl. Thema Kernenergie 33. 
150 P. Weinzierl, a. a. 0. 71; C. F. 'D. Weizsäcker, a. a. 0. 97; W. Häfele, a. a. 0. 22. 
151 P. Weinzierl, a. a. 0. 77; vgl. F. C. t,. Weizsäcker, a. a. 0. 97. 
1112 C. F. 'D. Weizsacker, a. a. 0. 97. 1113 § 1, BGBI 493/1978. 
154 W. Häfele, a. a. 0. 32 f; vgl. Thema Kernenergie 12-16. 
m S. Eklund, IAEA 1978. 138 Alternative Möglichkeiten (s. Anm. 13) 149. 
157 H. Büchele, Zur Ethik der Atomenergie (s. Anm. 32) 19. 21; vgl. Alternative Möglich-

keiten 150. 
158 B. Lötsch, Kernenergie für Österreich? (s. Anm. 54) 44. - Alternative Möglichkeiten 149: 

Importabhängigkeit der BRD; 151 f: Abhängigkeit der Länder der Dritten und der 
Vierten Welt. 
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6. Bedenkliche Wachstumsideologie
Von verschiedenen Geiten wird SCHEIN KKWe 1Ns Treffen geführt, G1e Expo-
nenten einer bedenklichen Konsum:-, Wachstums- und Fortschrittsideologie selen, die
den Menschen um seiıne wahre Selbstverwirklichung bringen drohe!®8,
In einem Denken, das das lück der Menschheit wesentlichen V< der Erringung
und der Steigerung materiellen OoOnlstandes abhängt, spielt das Wirtschaftswachstum,
das wieder wesentlich VL Energieverbrauch bestimmt wird, die beherrschende Rolle.
Fben darin wird der Fortschritt erblickt, auf den Wirtschaft unı Technik auszurichten
sind:; alles, V3as sich dieser Richtung als machbar herausstelle, solle auch getan
werden.
ber abgesehen davon, sich der Mensch mit einem derart einselitig verstandenen
ortschritt und mıit einem solchen seinen Lebensraum verderben droht,
vernachlässigt auch Dinge, die se1ine Selbstverwirklichung nich:  er minder wesentlich
oder noch wichtiger SIN  d160 50 erweısen sich nNnNeue onk- und Verhaltensformen alc
notwendig!®1, eine itischere Haltung gegenüber dem Wirtschaftswachstum und dem
technisch Machbaren, nötigenfalls ül anderer Werte willen auch der Verzicht auf die
Erhöhung materiellen Wohlstandes.

Aufgaben der Kirche und der eologen
ilfe solchem Umdenken und zu solcher Umstellung erwartet F  1 sich Von Kirche
und Theologie!®, und diese selbst cehen darin ihre Aufgabe.

Zuständigkeit
Die Frage der friedlichen utzung der Kernenergie ist eben nicht n eiıne rage der
Naturwissenschaften und der Technik, condern eine umfassende menschliche rage mit
bedeutenden ethischen Implikationen, die Interesse des Menschen SOgar vorrangige
Beachtung beanspruchen können163 Es geht das Gesamtschicksal des Menschen
und der Menschheit, für das csich Kirche und Theologie mitverankwortlich halten und

das 1a 61e mitverantwortlich macht+164 Nach Büchele gehört die Kirche

Junge Generation SPUÜ Wien (s. 12) „Teufelskreis” quan!  ves Wachstum und
Umwelt; durch KKWe Verfestigung Strukturen, denen G immer weniger gelingt,die Bediüirfnisse des Menschen wirklich zZzu efriedigen.
Vgl lie einseitigen naturwissenschaftlich-technisch-wirtschaftlichen Fortschritts-
denken 1 Veröffentlichungen wie Meadows, Die Grenzen des Wachstums.
des Club of ome Lage der Menschheit. tu: 1972:;: D, Meadouws H. Meadows,
Das Jlobale Gleichgewich: Modells:  en N  Ur Wachstumskrise. Stuttgart 1974  : e,
Fortschritt als Orientierungsproblem. ufklärung der Gegenwart,. Freiburg 1975;

Horkheimer, Zur Kritik der instrumentellen Vernunft. Frankfurt 1967; Hork-
heimer, ehnsucht nach dem Dalnz anderen. 1970  * Staudinger Hork-
heimer, Humanität und Religion. riefwechsel und Gespräch. urg 1974;: G, F.
U Weizsäcker, Der en des Menschlichen. Beiträge ges Anthropologie.
München
Vgl Alternative Oß  eiten 153,

S, Atomenergie ediliiche Zwecke (s Anm. 34) „Oft U1  5 wurde lie
katholische Kirche appelliert, ci|  Q- zZzu dieser Frage außern.“” Vgl. Altner, Atom-
energie Herausforderung n die Kirchen, Neukirchen Vluyn 1977

Abs, d T  e friedliche Nutzung von Kernenergie entbindet uns nicht schon
von celbst VO Verpflichtung, SOrg die sozialen, kulturellen und damit
auch moralischen und thischen Aspekte dieser Entwicklung prüfen,“” Vegl. Büchele,
Zur FEthik der Atomenergie (s. Anm. 32) 11; Stoeckle, Christliche Verantwortung unı
Umweltfragen, StdZ 102 (1974) 839; Lombardi, Energia nucleare problema morale,
CivCatt 129, I (1978) 220—229, 427—440, bes. 220—229,
Dem Vorwurf des sozialistischen Bundesrates Gmoser, Kirche jasse 1  Q 1 der
Atomfrage parteipolitisch mißbrauchen, entgegneie Ploier, han le sl  D UImm keine
parteipolitische, sondern E eine Sachfrage, um ethische Fragestellungen, die nicht Ur
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6. Bedenkliche Wachstumsideologie 

Von versdtiedenen Seiten wird gegen KI<We ins Treffen geführt, daß sie Expo­
nenten einer bedenklidten Konsum-, Wachstums- und Fortschrittsideologie seien, die 
den M~nsdten um seine wahre Selbstverwirklidtung zu bringen drohe159• 

In einem Denken, für das das Glück der Mensmheit im wesentlidten von der Erringung 
und der Steigerung materiellen Wohlstandes abhängt, spielt das Wirtsdtaftswadtstum, 
das wieder wesentlidt vom Energieverbraum bestimmt wird, die beherrsdtende Rolle. 
Eben darin wird der Fortsdtritt erblickt, auf den Wirtsdtaft und Technik auszurichten 
sind; alles, was sich in dieser Ridttung als machbar herausstelle, solle auch getan 
werden. 
Aber abgesehen davon, daß sidt der Mensch mit einem derart einseitig verstandenen 
Fortsdtritt und mit einem soldten Wadtstum seinen Lebensraum zu verderben droht, 
vernachlässigt er auch Dinge, die für seine Selbstverwirklichung nicht minder wesentlich 
oder noch wichtiger sind160• So erweisen sich neue Denk- und Verhaltensformen als 
notwendig161, eine kritischere Haltung gegenüber dem Wirtschaftswachstum und dem 
technisch Machbaren, nötigenfalls um anderer Werte willen auch der Verzicht auf die 
Erhöhung materiellen Wohlstandes. 

m. Aufgaben der Kirche und der Theologen 

Hilfe zu solchem Umdenken und zu soldter Umstellung erwartet man sich von Kirche 
und Theologie162, und diese selbst sehen darin ihre Aufgabe. 

1. Zuständigkeit 

Die Frage der friedlidten Nutzung der Kernenergie ist eben nicht nur eine Frage der 
Naturwissenschaften und der Technik, sondern eine umfassende menschliche Frage mit 
bedeutenden ethischen Implikationen, die im Interesse des Menschen sogar vorrangige 
Beachtung beanspruchen können163• Es geht um das Gesamtsdticksal des Menschen 
und der Mensmheit, für das sich Kirche und Theologie mitverantwortlich halten und 
für das man sie mitverantwortlich macht164• Nadt H. Büchele gehört die Kirche zu 

1110 Junge Generation SPÖ Wien (s. Anm. 12) 22: ,,Teufelskreis" quantitatives Wachstum und 
Umwelt; 3: durch KKWe Verfestigung von Strukturen, denen es immer weniger gelingt, 
die Bedürfnisse des Menschen wirklich zu befriedigen. 

180 Vgl. die Kritik am einseitigen naturwissenschaftlich-technisch-wirtschaftlichen Fortschritts­
denken in Veröffentlichungen wie D. Meadows, Die Grenzen des Wachstums. Bericht 
des Club of Rome zur Lage der Menschheit. Stuttgart 1972; D. Meadows I D. H. Meadows, 
Das globale Gleichgewicht. Modellstudien zur Wachstumskrise. Stuttgart 1974; H. Lübbe, 
fortschritt als Orientierungsproblem. Aufklärung in der Gegenwart. Freiburg 1975; 
M. Horkheimer, Zur Kritik der instrumentellen Vernunft. Frankfurt 1967; M. Hork­
heimer, Die Sehnsucht nach dem ganz anderen. Frankfurt 1970; H. Staudinger I M. Hork­
heimer, Humanität und Religion. Briefwechsel und Gespräch. Würzburg 1974; C. F. 
'D. Weizsac:ker, Der Garten des Menschlichen. Beiträge zur geschichtlichen Anthropologie. 
München 111978. 

151 Vgl. Alternative Möglichkeiten 153. 
182 H. ]. Abs, Atomenergie für friedliche Zwecke (s. Anm. 34) 9: ,,Oft genug wurde an die 

katholische Kirche appelliert, sich zu dieser Frage zu äußern." - Vgl. G. Altner, Atom­
energie - Herausforderung an die Kirchen, Neukirchen - Vluyn 1977. 

ta H. ]. Abs, a. a. 0.: ,,Die friedliche Nutzung von Kernenergie entbindet uns nicht sc:hon 
von selbst von unserer Verpflichtung, sorgfältig die sozialen, kulturellen und damit 
auch moralischen und ethischen Aspekte dieser Entwicklung zu prüfen." - Vgl. H. Büchele, 
Zur Ethik der Atomenergie (s. Anm. 32) 11; B. Stoeckle, Christliche Verantwortung und 
Umweltfragen, StdZ 192 (1974) 839; F. Lombardi, Energia nucleare problema morale, 
CivCatt 129, I (1978) 220-229. 427-440, bes. 220-229. 

Ht Dem Vorwurf des sozialistischen Bundesrates R. Gmoser, die Kirche lasse sich in der 
Atomfrage parteipolitisch mißbrauchen, entgegnete E. Ploier, es handle sich um keine 
parteipolitische, sondern um eine Sachfrage, um ethische Fragestellungen, die nicht nur 
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den wenıgen Instanzen, „die der Lage sind, eine kurzfristig erfolgversprechende,
aber angfristig gefährliche Entwicklung zZu verhindern und ese notwendigen Weichen-
stellungen einzuleiten he Kirche wird ihrer Sendung NUTr dann tTreu se1in
...  kı  Öönnen, wenn S1e ‚das CGewissen der Freiheit und Gerechtigkeit eiıner Sonder-
interessen beherrschten Gesellschaft” bleiht‘/165 Kirche und Theologie ehmen diese
ihre Aufgabe zunehmend wahr!196,
Freilich vermögen S1Pe sich allein diese Aufgabe nicht zu erfüllen. Sie sind auf die
Information angewlesen, die s1e von Fachleuten verschiedener Gebiete nigegen-
nehmen, und mMuUussen  as aTrTau: drängen, daß die Fachleute ihnen alle bedeutsamen
Forschungsergebnisse dieser rage redlich vermitteln. Erst auf rund csolcher
Information können Sie versuchen, die Grundlinien 21 csittlich richtiges Verhalten

dieser Sache aufzuzeigen, Wie Abs erklärt, hat die Kirche eine  * besondere
Sendung auf Treıin technischem Gebiet. „Da diese Fragen aber weitreichende ÄUSWIF-
ungen auf gesellschaftlichem und moralischem Gebiet haben, £311t &5 die
Verantwortlichkeit der Kirche, solche Fragen ethischer beleuchten, amıft cdie
Grundwerte Voan Mensch und Gesellschaft nicht ZU kurz kommen““197,
Gründliche Information müssen Kirche und Theologie auch jene fordern, die
eiıner (} schwerwiegenden rage entscheiden sollen. Wohl sind dies erster Linie die
Verantwortlichen an den Schalthebeln des gesellschaftlichen Lebens. Da aber der
friedlichen Nutzung der Kernenergie die Allgemeinheit schicksalhaft betroffen WI:  rd,
soll auch die Allgemeinheit mitentscheiden onnen  . ZU verantwortbarer Entscheidung
aber bedarf der Information!®, die Fachleute folgt daraus Clie Pflicht umfas-
sender wahrheitsgetreuer Information1%?.

2. Abwägen
Die Wissenschaft hat >neue Möglichkeiten der Energiegewinnung entdeckt, die Technik
macht G1 nutzbar. Damit sind aber V1e|  ‚Te Wenn uncd ber verbunden. Den
erhofften Vorteilen stehen zu befürchtende Nadchteile gegenüber. Vor den Entschei-

die gegenwärtige, sondern ele zukünftige Genera  tionen betreften; press 1L,

H. Büchele, d,. f: vgl Alternative Mög!  €|  en €] 13) Altner,
Atomenergie Sozioökologische Ausweitung der Sozialethik und der Seelsorge ist
unverzichtbare Aufgabe V«e( Theologie und rche.
Eine Auswahl VO kirchlichen tellungnahmen und Arbeiten eologen Erklärung
der Delegation des Stuhles, JAEA 1978 (s 34) Österrt. Bischofskonferenz,
Zur Zuk: der Menschheit und den
Stellungnahme FHrage der Atomenergie, Kathpress 11. 1977, 2£; Kar Öpfner,

gCcn ein ünftiges menschenwürdiges
ben, 1974, hg. V, Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz onn  ° Gemein-

Brief der V, und kath. Bischöfe Baden-Württemberg, 15. 2 19  8 (s. 76)
Weltrat der Kirchen, Problem apier auf der Kernenergiekonferenz der JAFA urg,
Q, 5, 1977; or Counecil of Turches, nNnergy for eighbour. CGseneve 1978; tner,
Das Kreuz dieser eit (s. 51) Altner, Atomenergie Herausforderung
Kirchen (s. 162); Büchele, Zur Fthik der Atomenergie € 32) Lom-
ardıi, ergla nucleare problema morale (s. Anm 163)  $ Rock, Umweltprobleme
der Sicht christlicher GSoziale (s. Anm. 81); Stoeckle, Verantwortung

167
und Umweltfragen € Anm. 81); B, Stoeckle, Mut ZUIMN Verzicht (s.
Atomenergie £riedliche Zwecke, JAEA $ €] Anm. 34) O; vgl Vat.  49) Konzil,
Pastoralkonstitution „Gaudium spes” 43; Demmer, Weisungskompetenz des
en Lehramtes im Licht der spezifischen Perspektivierung neutestamentlicher Sitt-
lichkeit, bei Demmer Schüller, 715 Jlauben und Düsseldorf 1977,
124—144
Vgl Abs, Atomenergie für Ffriedliche Zwecke Altner, Atomenergie 299

Lombardi, Energia nucleare Stellungnahme der STIEerT. Bischöfe, Kathpress LL
1977, 2; Gemeinsamer Brief der und kath. Bischöfe ın Baden-Württemberg

169 ard. Döpfner, Zur Zukunft der Menschheit „Werden 1ese Probleme richtig
gesehen?“ Stoeckle, 3  E ZUmM Verzicht, fordert Besinnung auf das Gebot der Wahr-
haftigkeit.
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den wenigen Instanzen, ,,die in der Lage sind, eine kurzfristig erfolgversprechende, 
aber langfristig gefährliche Entwicklung zu verhindern und diese notwendigen Weichen­
stellungen einzuleiten . • . Die Kirche wird ihrer Sendung nur dann treu sein 
können, wenn sie ,das Gewissen der Freiheit und Gerechtigkeit in einer von Sonder­
interessen beherrschten Gesellsdi.aft' bleibt"185• Kirdi.e und Theologie nehmen diese 
ihre Aufgabe zunehmend wahr168• 

freilich vermögen sie für sich allein diese Aufgabe nicht zu erfüllen. Sie sind auf die 
Information angewiesen, die sie von Fachleuten versdi.iedener Gebiete entgegen­
nehmen, und müssen darauf drängen, daß die Fadi.leute ihnen alle bedeutsamen 
Forsdi.ungsergebnisse in dieser Frage redlich vermitteln. Erst auf Grund solcher 
Information können sie versuchen, die Grundlinien für ein sittlich richtiges Verhalten 
in dieser Sache aufzuzeigen. Wie H. J. Abs erklärt, hat die Kirche keine besondere 
Sendung auf rein technischem Gebiet. ,,Da diese Fragen aber weitreichende Auswir­
kungen auf gesellschaftlichem und moralischem Gebiet haben, fällt es doch in die 
Verantwortlichkeit der Kirche, solche Fragen ethischer Art zu beleuchten, damit die 
Grundwerte von Mensch und Gesellschaft nicht zu kurz kommen"187• 

Gründliche Information müssen Kirche und Theologie auch für jene fordern, die in 
einer so schwerwiegenden Frage entscheiden sollen. Wohl sind dies in erster Linie die 
Verantwortlichen an den Schalthebeln des gesellschaftlichen Lebens. Da aber von der 
friedlichen Nutzung der Kernenergie die Allgemeinheit sdi.icksalhaft betroffen wird, 
soll auch die Allgemeinheit mitentscheiden können; zu verantwortbarer Entscheidung 
aber bedarf sie der lnformation168• Für die Fadi.leute folgt daraus die Pflicht umfas­
sender wahrheitsgetreuer lnformation189• 

2. Abwägen 

Die Wissenschaft hat ·neue Möglichkeiten der Energiegewinnung entdeckt, die Technik 
macht sie nutzbar. Damit sind aber viele Wenn und Aber verbunden. Den 
erhofften Vorteilen stehen zu befürchtende Nachteile gegenüber. Vor den Entschei-

die gegenwärtige, sondern viele zukünftige Generationen betreffen; I<athpress 2. 11. 
1978, 1. 

iea H. Büchele, a. a. 0. 37 f; vgl. Altemative Möglichkeiten (s. Anm. 13) 155. - G. Altner, 
Atomenergie 298: Sozioökologische Ausweitung der Sozialethik und der Seelsorge ist 
unverzichtbare Aufgabe von Theologie und Kirche. 

1" Eine Auswahl von kirchlichen Stellungnahmen und Arbeiten von Theologen: Erklärung 
der Delegation des HI. Stuhles, IAEA 1978 (s. Anm. 34); Österr. Bischofskonferenz, 
Stellungnahme zur Frage der Atomenergie, Kathpress 11. 11. 1977, 2 f; ]. Kard. Döpfner, 
Zur Zukunft der Menschheit und den Bedingungen für ein künftiges menschenwürdiges 
Leben, 24. 9. 1974, hg. v. Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz Bonn; Gemein­
samer Brief der ev. und kath. Bischöfe in Baden-Württemberg, 15. 2. 1977 (s. Anm. 76); 
Weltrat der Kirchen, Problempapier auf der Kernenergiekonferenz der IAEA Salzburg, 
9.5.1977; World Council of Churches, Energy for my Neighbour. Geneve 1978; G. Altner, 
Das Kreuz dieser Zeit (s. Anm. 51); G. Altner, Atomenergie - Herausforderung an die 
Kirchen (s. Anm. 162); H. Bilchele, Zur Ethik der Atomenergie (s. Anm. 32); F. Lom­
bardi, Energia nucleare problema morale (s. Anm. 163); M. Rock, Umweltprobleme aus 
der Sicht christlicher Sozialethik (s. Anm. 81); B. Stoec:kle, Christliche Verantwortung 
und Umweltfragen (s. Anm. 81); B. Stoec:kle, Mut zum Verzicht (s. Anm. 49). 

l07 Atomenergie für friedliche Zwecke, IAEA 1978 (s. Anm. 34) 9; vgl. 2. Vat. Konzil, 
Pastoralkonstitution ,,Gaudium et spes" 43; K. Demmer, Weisungskompetenz des 
kirchlichen Lehramtes im Licht der spezifischen Perspektivierung neutestamentlicher Sitt­
lichkeit, bei K. Demmer I B. Schilller, Christlich glauben und handeln. Düsseldorf 1977, 
124-144. 

Ha Vgl. H. ]. Abs, Atomenergie fiir friedliche Zwecke 9; G. Altner, Atomenergie 299; 
F. Lombardi, Energia nucleare 223; Stellungnahme der österr. Bischöfe, Kathpress 11. 11. 
1977, 2; Gemeinsamer Brief der ev. und kath. Bischöfe in Baden-Württemberg 76. 

uie ]. Kard. Döpfner, Zur Zukunft der Menschheit 16: ,,Werden diese Probleme richtig 
gesehen?" - B. Stoec:kle, Mut zum Verzicht, fordert Besinnung auf das Gebot der Wahr­
haftigkeit. 
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dungen ussen  . beide sorgfältig gegeneinander abgewogen werden. Kirchliche Amlts-
ager und Moraltheologen wWEeIl!: darauf hin, sich das Ja KKWen verant-
orten läßt, Venn S die mit ihnen verbundenen Gefahren (nach Quantität und
Qualität und Wahrscheinlichkeit des Eintrittes) genügend kennt und ın S1e
wenigstens klein halten kann, s1e 44} Nutzen, den die KKWe bringen, eindeutig
überwogen werden179, Wer Überwiegen der Gefahren nich:  Pn ausschließen kann, tut
gut daran, nich:  err zuzustimmen?“!.
Jede verantwortbare Entscheidung dieser Sache kann 11U1 auf Grund eıner Abwägung
der Argumente und dagegen und kaum durch völlige Entkräftung aller ründe
eiıner Seite zustandekommen. Die Entscheidung also 71 getroffen werden,
obwohl auch ründe dagegen sprechen, und ebenso clie Entscheidung dagegen, obwohl
auch rüunde sprechen. Beim Abwägen geschehen, Z7WEe1 gleich
gewissenhafte Leute zZzu verschiedenen Ergebnissen kommen. Man darf Anhängern
eıner Entscheidung, die der eigenen widerspricht, nicht die tung Versagen, wenn
S1e ihrer Auffassung auf Grund gewissenhafter Überlegung gekommen sind172
Auch der Fall eintreten, D ian die gene Entscheidung spater als nicht haltbar
erkennt, entweder weil Mal  — die Dinge besser sehen gelernt hat oder weil die Sache
selbst (die Verfahren Tr utzung der Kernenergie, die Schutzmaßnahmen) sich
geändert hat: daher vertretbar oder erforderlich se1in, eıne frühere Stellung-
nahme ihr Gegenteil verwandeln. Man kann S0gal einer Pflicht sprechen,

getroffene Entscheidungen SCan! auf ihre zZu überprüfen!?3, Im
besonderen ist immer wieder fragen, ob nich:  e entwickelte Techniken
dieselben Vorteile unter günstigeren Bedingungen erreicht werden onnen  .. alc
KK We17t Auf jeden Fall ist €e1WAa ZUT sachrichtigen Lösung ıner SC  (} heiklen
Frage ungeeigne: und soll daher den Auseinandersetzungen vermieden werden!?5.

Vgl eilungnahme der österr. Bischöfe 22 Lombardiı, Energia nucleare 4A27 Nach
Weinzierl, Kernenergie eine Notwendigkeit (s A 80, liegen die hr-

„innerha: dessen, echnischen Zivilisation ceit angem akzeptiert
wird”; D Weizsäcker, Entwicklung und Deckung (s 104 ; Frank,
Energiewirtschaft als gesellschaftspolitisches Problem € Anm, 47) Nach Büchele,
Zur der Atomenergie 15, stehen den kurzfristig erwartenden Vorteilen lang-fristig mögliche und Gefahren gegenüber; angesichts denkbaren Schadens
ordert apsolute Sicherheit (34) Die PEYV., und die Bischöte in Baden-Württem-
berg ctellen in ihrem gemeinsamen Brief 76 fest, lie vorliegenden achgutachten
nicht übereinstimmen, und bitten ihre Gemeinden, nüchtern bleiben gegenüber eder
Schwarzmalerei, als ob eine Atomkatastrophe unvermeidlich cel oder als ob ohne Kern-
energie dl; Lichter ausgehen müßten. Büchele, d. 14, H  meint, angesichts
der Divergenzen der 'achleute ein! etriebn: VvVon KKWen verantwortungslos ware.  p

171 Man mu also jene teleologischen lglAq n und jene Güterabwägung anstellen,
die bei heutigen Moraltheologen viel gelten; vgl chüller, Die Begründung er
Urteile. Düsseldorf 1973; P, €, 'undamen!  oral ünchen 1977, 306—315.
Allerdings hat die Ethik cittlichen Bewertung iner Handlung ceit jeher gefragt, wWas

herauskommt; vgl eDer, storisches ZUm Utilitarismus, bei Demmer
Schüäller, Christlich Tauben und han f r 223—242.

172 Vgl ellungnahme der Sterr. Bischöfe Häfele, Kernenergie (s. 43) 23°
„Die rage Was 33 die Alterna:‘  Hiven LL A ernenergie und
wWas ist das kleinste Übel?”

178 Die und die kath, Bischöfe Baden-Württemberg fordern hrem gemeinsamen
Brief 76 mehr GSelbstkriti! fragt sich, ob klug die Nutzung der
Kernspaltung in OÖsterreich £ti  D alle Zuk; durch Bundesgesetz (BGB!
en.

17 tellungn: e der Öösterr. Bischöfe A0 „Wissenschaftler und Techniker müssen ei  Q dessen
bewußt sein, wieviel von ihrer wissenschaftlichen Erarbeitung und Verwirklichung für
das Zustandekommen sachgerechter und verantwortbarer Lösungen abhängt.”
Vgl Lombarädi, Energia nucleare
Gemeinsamer Brief der eV, und kath. Bischöfe in Baden-Württemberg 75 » „Wer Gewalt
übt, öffnet dem Chaos 1ür in Tor”. Vel. tellungnahme der österr. Bis öfe 2;

Büchele, Zur Ethil der Kernenergie 36: E, Lombarädi, a. 224;: Altner, Atom-
energie Herausforderung (s. 162) 219—295;: Gewaltfreie Aktion 9/1977, 10/1978.
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dungen müssen beide sorgfältig gegeneinander abgewogen werden. Kirchliche Amts­
träger und Moraltheologen weisen darauf hin, daß sich das Ja zu KI<Wen nur verant­
worten läßt, wenn man die mit ihnen verbundenen Gefahren (nach Quantität und 
Qualität und Wahrscheinlichkeit des Eintrittes) genügend kennt und wenn man sie 
wenigstens so klein halten kann, daß sie vom Nutzen, den die KI<We bringen, eindeutig 
überwogen werden170• Wer ein überwiegen der Gefahren nicht ausschließen kann, tut 
gut daran, nicht zuzusämmen171• 

Jede verantwortbare Entscheidung in dieser Sache kann nur auf Grund einer Abwägung 
der Argumente dafür und dagegen und kaum durch völlige Entkräftung aller Gründe 
einer Seite zustandekommen. Die Entscheidung dafür kann also nur getroffen werden, 
obwohl auch Gründe dagegen sprechen, und ebenso die Entscheidung dagegen, obwohl 
auch Gründe dafür sprechen. Beim Abwägen kann es geschehen, daß zwei gleich 
gewissenhafte Leute zu verschiedenen Ergebnissen kommen. Man darf Anhängern 
einer Entscheidung, die der eigenen widerspricht, nicht die Achtung versagen, wenn 
sie zu ihrer Auffassung auf Grund gewissenhafter Oberlegung gekommen sind172• 

Auch der Fall kann eintreten, daß man die eigene Entscheidung später als nicht haltbar 
erkennt, entweder weil man die Dinge besser sehen gelernt hat oder weil die Sache 
selbst (die Verfahren zur Nutzung der Kernenergie, die Schutzmaßnahmen) sich 
geändert hat; es kann daher vertretbar oder erforderlich sein, eine frühere Stellung­
nahme in ihr Gegenteil zu verwandeln. Man kann sogar von einer Pflicht sprechen, 
einmal getroffene Entscheidungen ständig auf ihre Haltbarkeit zu überprüfen111• Im 
besonderen ist immer wieder zu fragen, ob nicht durch neu entwickelte Techniken 
dieselben Vorteile unter günstigeren Bedingungen erreicht werden können als durch 
KKWe174• Auf jeden Fall ist Gewalt zur sachrichtigen Lösung einer so heiklen 
Frage ungeeignet und soll daher in den Auseinandersetzungen vermieden werden1' 5• 

170 Vgl. Stellungnahme der österr. Bischöfe 2; F. Lombardi, Energia nucleare 427 f. - Nach 
P. Weinzierl, Kernenergie - eine Notwendigkeit (s. Anm. 47) 80, liegen die Gefähr­
dungen „innerhalb dessen, was in unserer technischen Zivilisation seit langem akzeptiert 
wird"; ähnlich C. F. v. Weizsäcker„ Entwicklung und Deckung (s. Anm. 42) 104; W. Frank, 
Energiewirtschaft als gesellschaftspolitisches Problem (s. Anm, 47) 29. - Nach H. Büchele, 
Zur Ethik der Atomenergie 15, stehen den kurzfristig zu erwartenden Vorteilen lang­
fristig mögliche Nachteile und Gefahren gegenüber; angesichts des denkbaren Schadens 
fordert er absolute Sicherheit (34). - Die ev. und die kath. Bischöfe in Baden-Württem­
berg stellen in ihrem gemeinsamen Brief 76 fest, daß die vorliegenden Fachgutachten 
nicht iibereinstimmen, und bitten ihre Gemeinden, niichtern zu bleiben gegenüber jeder 
Schwarzmalerei, als ob eine Atomkatastrophe unvermeidlich sei oder als ob ohne Kern­
energie die Lichter ausgehen müßten. - H. Büchele, a. a. 0. 14, meint, daß angesichts 
der Divergenzen der Fachleute eine Inbetriebnahme von KKWen verantwortungslos wäre. 

171 Man muß also jene teleologischen Erwägungen und jene Güterabwägung anstellen, 
die bei heutigen Moraltheologen viel gelten; vgl. B. Sdtüller, Die Begründung sittlicher 
Urteile. Düsseldorf 1973; F. Bödcle, Fundamentalmoral. München 1977, 306-315. -
Allerdings hat die Ethik zur sittlichen Bewertung einer Handlung seit jeher gefragt, was 
dabei herauskommt; vgl. H. Weber, Historisches zum Utilitarismus, bei K. Demmer I B. 
Sdtilller, Christlich glauben und handeln, 223-242. 

172 Vgl. Stellungnahme der österr. Bischöfe 2. - W. Häfele, Kernenergie (s. Anm. 43) 23: 
„Die legitime Frage • • . heißt • • • : Was sind die Altemaöven für die Kernenergie und 
was ist das kleinste Obel?" 

ns Die ev. und die kath. Bischöfe in Baden-Württemberg fordern in ihrem gemeinsamen 
Brief 76 mehr Selbstkritik. - Es fragt sich, ob es klug war, die friedliche Nutzung der 
Kernspaltung in Österreich fiir alle Zukunft durch Bundesgesetz (BGBl 676/1978) auszu­
schließen. 

m Stellungnahme der österr. Bischöfe 3: ,,Wissenschaftler und Techniker müssen sich dessen 
bewußt sein, wieviel von ihrer wissenschaftlichen Erarbeitung und Verwirklichung für 
das Zustandekommen sachgerechter und ethisch verantwortbarer Lösungen abhängt." -
Vgl. F. Lombardi, Energia nucleare 434-437. 

115 Gemeinsamer Brief der ev. und kath. Bischöfe in Baden-Württemberg 75: ,,Wer Gewalt 
übt, öffnet dem Chaos Tür und Tor". - Vgl. Stellungnahme der österr. Bischöfe 2; 
H. BQdtele, Zur Ethik der Kernenergie 36; F. Lombardi, a. a. 0. 224; G. Altner, Atom­
energie - Herausforderung (s. Anm. 162) 219-295; Gewaltfreie Aköon 9/1977, 10/1978. 
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Menschenbild
Um nach Abwägung der Für und Wider zu einer verantwortbaren Entscheidung
kommen können, muß eine Ahnung von dem haben, woh: 12 technischen
und 1e€ wirtschaftlichen Unternehmungen des Menschen führen sollen und JO ihre
Grenzen liegen178, Naturschützer sehen die Erhaltung der Natıur als andere
mögen sich auf das Funktionieren der Gesellschaft oder auf die oder 60 verstandene
Selbstverwirklichung des Menschen ausrtichten. Kirche und Theologen müssen nach
dem Menschenbild fragen, das nach der Offenbarung Verwirklichung auf-
gegeben ist.
Wie Stoeckle darlegt, jeder ernsthafte Versuch, der MLW Mitwelt gerecht

werden und durch Mitweltlichkeit dem Menschen zZu dienen, eın verbindliches Ziel-
bild Menschen, das unbedingter Natur ist, V Die auf SI gestellte, VOI -

wiegend praktisch-technisch orjentierte Vernunft des Menschen dieses Zielbild
nicht erstellen. Der christliche Glaube verfü: von Gott her iber einen Entwurf des
Menschseins, der dem Menschen heute als Leitbild seiıner Selbstverwirklichung
dienen kann;: ©5 enkt den Blick auf cdie Sinnwerte, die als unentbehrliche Kriterien
die Planungen und Handlungen des Menschen notwendig S1IM!  aq177
Darauf S17 Fortschritts- und Wachstumsideen ZU überprüfen und nötigenfalls
richtigzustellen!?8, von daher ist auch die Antwort auf cdie rage zZu gewinnen, wWwas
der Mensch von dem, Y  A kann, auch arf!
a) Entfaltung des Menschen
Vom verbindlichen idealtypischen christlichen Menschenbild!®® S stellt sich die
Entfaltung des SUnZen Menschen G die Sicherung des Lebensraumes dafür als
Auftrag. Es geht die wahren Bedürfnisse des SaNZecn Menschen, un echte Lebens-
qualität, ethisches, geistiges, kulturelles Wachstum}181. die Sicherung des
Gemeinwohls, der Summe aller jener Bedingungen, die den Menschen ın der
Gesellschaft eın menschenwürdiges Leben garantieren!®£, WITr MUSSeN  .. sicherzustellen
suchen, die Entwicklung der Kernenergie icht auf Kosten der Menschenrechte
erfolgt183,

Mitmenschlichkeit
] wesentlicher Zug des stlichen Menschenbildes 1st die Mitmenschlichkeit (Näch-
stenliebe). Auf dem Feld der Friedlichen Nutzung der Kernenergie bedeutet dies

176 Weber, Historisches i Utilitarismus ür die (christliche) hik kommt immer
auf das Ziel A, „auf das hin Konsequenzen BEZORCN und an dem ö1€ gemetSSeC$MN werden“”.

Büchele, z 2 15; OmDardl, 440.
Y Stoeckle, istliche Verantwortung und Umweltfragen (S. 81) 4 £: vgl

Stoeckle, ZUMM Verzicht (s. 49), These Kard. öpfner, Zur Zukunft der
Menschheit 15 H, Weber, Historisches Utilitarismus Eben in diesem Men-
schenbild zeigt sich das deontologische Element der christlichen ittlichkeit.

178 Rock, Umweltprobleme 352, üt der Wachstumsideologie Wachstum se1i
den wahren Bedürfnissen des Zze Menschen und ler Menschen (von eute und

von morgen) u ©e652I1. Vgl. Stöckle, Christliche Verantwortung und Umweltfragen
835—838; Kard. er, Zur Zukunft der Menschheit 14; G, Altner, omenergie
Herausforderung an die Kirchen
Vgl B. Stoeckle, Christliche Verantwortung und Umweltfragen f; Büchele, Zur

der tomenergie 32; ellungnahme der österr. Bischöfe
180 Stoeckle, Christliche erantwortung und Umweltfragen
y Vgl Rock, Umweltprobleme 352, 353; Büchele, 11: Altner, Atomenergie

Herausforderung der en 289; der Diskussion nach dem ag Von Fran
(s 47) 41 „Aufstieg der enschen Ür Mens to”
Vgl Rock, a d

Abs, tomenergie edli: ‚We! (s
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3. Menschenbild 

Um nach Abwägung der Für und Wider zu einer verantwortbaren Entscheidung 
kommen zu können, muß man eine Ahnung von dem haben, wohin die technischen 
und die wirtschaftlichen Unternehmungen des Menschen führen sollen und wo ihre 
Grenzen liegen176• Naturschützer sehen die Erhaltung der Natur als Ziel; andere 
mögen sich auf das Funktionieren der Gesellschaft oder auf die so oder so verstandene 
Selbstverwirklichung des Menschen ausrichten. Kirche und Theologen müssen nadt 
dem Menschenbild fragen, das uns nach der Offenbarung zur Verwirklichung auf­
gegeben ist. 
Wie B. Stoeckle darlegt, setzt jeder ernsthafte Versuch, der Umwelt als Mitwelt gerecht 
zu werden und durch Mitweltlichkeit dem Menschen zu dienen, ein verbindliches Ziel­
bild vom Menschen, das unbedingter Natur ist, voraus. Die auf sich gestellte, vor­
wiegend praktisch-technisch orientierte Vernunft des Menschen kann dieses Zielbild 
nicht erstellen. Der christliche Glaube verfügt von Gott her über einen Entwurf des 
Menschseins, der dem Menschen von heute als Leitbild seiner Selbstverwirklichung 
dienen kann; es lenkt den Blick auf die Sinnwerte, die als unentbehrliche Kriterien für 
die Planungen und Handlungen des Menschen notwendig sind177• 

Darauf hin sind Fortschritts- und Wachstumsideen zu überprüfen und nötigenfalls 
richtigzustellen178 ; von daher ist auch die Antwort auf die Frage zu gewinnen, was 
der Mensch von dem, was er kann, auch darf11'. 

a) E n t f a 1 t u n g d e s M e n s c h e n 
Vom verbindlichen idealtypischen christlichen Menschenbild188 aus stellt sich die 
Entfaltung des ganzen Menschen sowie die Sicherung des Lebensraumes dafür als 
Auftrag. Es geht um die wahren Bedürfnisse des ganzen Menschen, um echte Lebens­
qualität, um ethisches, geistiges, kulturelles Wachstum181, um die Sicherung de• 
Gemeinwohls, d. h. der Summe aller jener Bedingungen, die den Menschen in der 
Gesellschaft ein menschenwürdiges Leben garantieren182; wir müssen sicherzustellen 
suchen, daß die Entwicklung der Kernenergie nicht auf Kosten der Menschenrechte 
erfolgt183• 

b) Mitmenschlichkeit 
Ein wesentlicher Zug des christlichen Menschenbildes ist die Mitmenschlichkeit (Näch­
stenliebe). Auf dem Feld der friedlichen Nutzung der Kernenergie bedeutet dies 

171 H. Weber, Historisdtes zum Utilitarismus 241: Fiir die (dtristlidte) Ethik kommt es immer 
auf das Ziel an, ,,auf das hin Konsequenzen gezogen und an dem sie gemessen werden". 
- Vgl. H. Büchele, a. a. 0.15; F. Lombardi, a. a. 0. 440. 

177 B. Stoeckle, Christlidte Verantwortung und Umweltfragen (s. Anm. 81) 839 f; vgl. B. 
Stoeckle, Mut zum Verzidtt (s. Anm. 49), These 6; ]. Kard. Döpfner, Zur Zukunft der 
Mensdtheit 15; H. Weber, Historisdtes zum Utilitarismus 242. - Eben in diesem Men­
sdtenbild zeigt sich das deontologisdte Element der duistlidten Sittlidtkeit. 

178 M. Rock, Umweltprobleme 352, übt Kritik an der Wadtstumsideologie; Wadtstum sei 
an den wahren Bedürfnissen des ganzen Mensdten und aller Mensdten (von heute und 
von morgen) zu messen. - Vgl. B. Stöckle, Christlidte Verantwortung und Umweltfragen 
835-838; ]. Kard. Döpfner, Zur Zukunft der Mensdtheit 14; G. Altner, Atomenergie -
Herausforderung an die Kirdten 302. 

119 Vgl. B. Stoeckle, Christlidte Verantwortung und Umweltfragen 843 f; H. Büchele, Zur 
Ethik der Atomenergie 32; Stellungnahme der österr. Bisdtöfe 3. 

iao B. Stoeckle, Christlidte Verantwortung und Umweltfragen 839 f. 
181 Vgl. M. Rock, Umweltprobleme 352. 353; H. Büchele* a. a. 0. 11; G. Altner, Atomenergie 

- Herausforderung der Kirdten 289; aus der Diskussion nadt dem Vortrag von W. Frank 
(s. Anm. 47) 41: ,,Aufstieg der Mensdten zur Menschlidtkeit." 

182 Vgl. M. Rock, a. a. 0. 353 f. 
isa H. ]. Abs, Atomenergie filr friedlidte Zwecke (s. Anm. 34) 9. 
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Rücksicht auf die Lebensrechte der Benachteiligten der Entwicklungsländer) und der
Kommenden der künftigen Generationen)!®,
C) Mitkreatürlichkeit

IiEe überdenken.
Die Atomenergiediskussion gibt Anl das Verhältnis des Menschen r Natur

„Der der Geschichte VO  > Technik und Naturwissenschaft dogmatisierte Naturbegriff,
lafß Na  s ur Objekt und Nutzungsgegenstand des Menschen sein önne,  .. wird heute
insofern als verhängnisvolle Vorentscheidung erlebt, die exponentiell wachsende
Naturzerstörung alc ei1ne unmittelbare Folge dieser Vorentscheidung gesehen werden
mu(@//185 In den etzten Jahren haben csich die Stimmen gemehrt, die für die Über-
griffe des Menschen gegenüber der Na:  g wenigstens S Teil eine jüdisch-christliche
Tradition verantwortlich machen wollen, ın der der So:  e Herrschaftsauftrag
Gottes den enschen (Gn 1, 28) verstanden worden sel, der ens .  ber cdie
übrige Schöpfung hinausgehoben 61 und über s1e nach Belieben verfügen kı  onne  ..  186

Lohfink r bestreiten, sich diese Auffassung der jüdisch-christlichen
Tradition nachweisen Jäßte187, bezweifelt aber, ( S1e sich auf Gn 1, O stützen onne.  ..
Die Priesterschrift, der diese Stelle gehöre, sehe Technik Kunst als Fortsetzung
des Schöpfungswerkes es „„DIe ermöglichen, die Welt befähigt wird, Gott
mitten unter den Menschen ohnung geben Der Kosmos soll durch s1e nich  Pn
zerstört, sondern vollendet werden‘/188
Dem echt jüdisch-christlichen Denken entspricht also, mit der Natur behutsam uUMzUuU-

gehen, weil der ens Gef: E sich eigenen Lebensraum
zerstören, und weil unabhängig davon der Natur als Schöpfung (sottes Achtung
gebührt, Der Mensch kann HU Bund mıit der Na  s istieren Mensch und atur
sind Mitgeschöpfe, zu eiıner chicksalsgemeinschaft verbunden: der Herrschaftsauftrag
(Gn 1, 28) bedeutet icht Ermächtigung zZUu beliebiger Verwendung, sondern Auftrag,
daß der Mensch sich die Erde seinem Haus und zZu S]M! eimat mache; das Kap
des Römerbriefes zeigt, wıe die ganze Schöpfung durch das Fehlverhalten des Men-
schen eine stlose Situation geraten 15  +159

Rock vertritt die Auffassung, daß nicht ILUFE der Mensch eın Recht auf die Na  g
hat, sondern auch die Natur ein Recht, nach ihrer Art, natürlich, nach den biologischen
Gesetzen des Werdens Uunı:| Vergehens behandelt zuüu werden. „Oko-ethisches Verhalten
besagt Dienst 11n Menschen und SCe1IN! irdischen Behausung““180, die Gtelle
der Herrschaftsideologie trıtt eine Ethik der Mitkreatürlichkeit: Es geht l die Achtung
VOrT der nichtmenschlichen Schöpfung, dem nichtmenschlichen Leben1®, VOFTFr den

AÄAus der Diskussion nach dem ag von Erank (s. 47) „ES hat noch I
ine eolch egoistische Generation bezug auf künftigen enerationen gegeben wie
die unsere 1“ toe C, Iut Zum erzi| „Angesichts der Langzeitwirkungen ...
kommt der Sorge für die Lebenschancen der Ünftigen Menschheit ringlich-
keit z Stoeckle, Verantwortung und Umweltfragen 842 f;

Büchele, Zur Ethik der Atomenergie 11 F, Lombardi, Energia nucleare 227—229:
Altner, Atomenergie Herausforderung n die Kirchen 289; Gemeinsamer rjel der
und kath. Bischöte Baden-Württemberg 76.

M}  e Altner, Atomenergie Herausforderung 302
Amery, Das Ende der Vorsehung. Hamburg 1972, SpTI|  &e  cht von „gnadenlosen Folgen

des Christentums”; vgl auch D, L. Meadowvs U. — Wa sStum Katastrophe?
50 bei acob, Das erste Buch der Tora. enesis. Berlin 1934,
gar‘ 1974,

Lohfink, Die Priesterschrift und die Grenzen des Wachstums, StdZ [92 (1974)
nucleare
437; vgl Kard Döpfner, Zur Zukunft der ens: 14;: Lombardi, er!

ıß Stoeckle, Christliche Verantwortung und Umwelt 840—842.
Rock, Umweltprobleme 351.

Vgl Büchele, Zur Ethik der Atomenergie 33
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Rücksicht auf die Lebensrechte der Benachteiligten {der Entwicklungsländer) und der 
Kommenden (der künftigen Generationen)184• 

c) M i t k r e a t ü r 1 i c h k e i t 
Die Atomenergiediskussion gibt Anlaß, das Verhältnis des Menschen zur Natur 
neu zu überdenken. 
,,Der in der Geschichte von Technik und Naturwissenschaft dogmatisierte Naturbegriff, 
da8 Natur nur Objekt und Nutzungsgegenstand des Menschen sein könne, wird heute 
insofern als verhängnisvolle Vorentscheidung erlebt, als die exponentiell wachsende 
Naturzerstörung als eine unmittelbare Folge dieser Vorentscheidung gesehen werden 
muß"185• In den letzten Jahren haben sich die Stimmen gemehrt, die für die Über­
griffe des Menschen gegenüber der Natur wenigstens zum Teil eine jüdisch-christliche 
Tradition verantwortlich machen wollen, in der der sogenannte Herrschaftsauftrag 
Gottes an den Menschen (Gn 1, 28) so verstanden worden sei, da8 der Mensch über die 
übrige Schöpfung hinausgehoben sei und über sie nach Belieben verfügen könne188• 

N. Lohfink will nicht bestreiten, daß sich diese Auffassung in der jüdisch-christlichen 
Tradition nachweisen läßt181, bezweifelt aber, daß sie sich auf Gn 1, 28 stützen könne. 
Die Priesterschrift, zu der diese Stelle gehöre, sehe Technik und Kunst als Fortsetzung 
des Schöpfungswerkes Gottes. ,,Sie ermöglichen, daß die Welt befähigt wird, Gott 
mitten unter den Menschen Wohnung zu geben. Der Kosmos soll durch sie nicht 
zerstört, sondern vollendet werden"188• 

Dem echt jüdisch-christlichen Denken entspricht es also, mit der Natur behutsam umzu­
gehen, 1. weil der Mensch sonst Gefahr läuft, sich seinen eigenen Lebensraum zu 
zerstören, und 2. weil unabhängig davon der Natur als Schöpfung Gottes Achtung 
gebührt. Der Mensch kann nur im Bund mit der Natur existieren; Mensch und Natur 
sind Mitgeschöpfe, zu einer Schicksalsgemeinschaft verbunden; der Herrschaftsauftrag 
(Gn 1, 28) bedeutet nicht Ermächtigung zu beliebiger Verwendung, sondern Auftrag, 
da8 der Mensch sich die Erde zu seinem Haus und zu seiner Heimat mache; das 8. Kap. 
des Römerbriefes zeigt, wie die ganze Schöpfung durch das Fehlverhalten des Men­
schen in eine trostlose Situation geraten ist188• 

M. Rock vertritt die Auffassung, daß nicht nur der Mensch ein Recht auf die Natur 
hat, sondern auch die N~tur ein Recht, nach ihrer Art, natürlich, nach den biologischen 
Gesetzen des Werdens und Vergehens behandelt zu werden. ,,Öko-ethisches Verhalten 
besagt Dienst am Menschen und seiner irdischen Behausung"190• An die Stelle 
der Herrschaftsideologie tritt eine Ethik der Mitkreatürlichkeit: Es geht um die Achtung 
vor der nichtmenschlichen Schöpfung, vor dem nichtmenschlichen Leben191, vor den 

m Aus der Diskussion nach dem Vortrag von W. Frank (s. Anm. 47) 41: ,,Es hat noch nie 
eine solch egoistische Generation in bezug auf die künftigen Generationen gegeben wie 
die unsere!" - B. Stoeckle, Mut zum Verzicht: ,,Angesichts der Langzeitwirkungen ••• 
kommt der Sorge fiir die Lebenschancen der zukünftigen Menschheit höchste Dringlich­
keit zu." - Vgl. B. Stoeckle, Christliche Verantwortung und Umweltfragen 842 f; 
H. Bilchele, Zur Ethik der Atomenergie 11; F. Lombardi, Energia nucleare 227-229; 
G. Altner, Atomenergie - Herausforderung an die Kirchen 289; Gemeinsamer Brief der 
ev. und kath. Bischöfe in Baden-Württemberg 76. 

184 G. Altner, Atomenergie - Herausforderung 302 f. 
181 C. Amery, Das Ende der Vorsehung. Hamburg 1972, spricht von „gnadenlosen Folgen 

des Christentums"; vgl. auch D. L. Meadows u. a., Wachstum bis zur Katastrophe? 
Stuttgart 1974, 28 f. 

187 So bei B. ]acob, Das erste Buch der Tora. Genesis. Berlin 1934, 61. 
1ss N. Lohfink, Die Priesterschrift und die Grenzen des Wachstums, StdZ 192 (1974) 435-450, 

437; vgl. ]. Kard. Döpfner, Zur Zukunft der Menschheit 14; F. Lombardi, Energia 
nucleare 22S-227. 

180 B. Stoeckle, Christliche Verantwortung und Umwelt 840-842. 
Ho M. Rock, Umweltprobleme 351. 
191 Vgl. H. Büchele, Zur Ethik der Atomenergie 33 f. 
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„stummen Brüdern/‘192 ‚„Hier geht darum, die ceit Jahrhunderten vernachlässigte
Einbeziehung der Natur ın das theologische Denken EernNeut 1n Angriff nehmen“/193

Konsumaskese
Aus all den schon erorterten Gründen legt sich dem Menschen der industrialisierten
Welt nicht selten der Verzicht auf manche Formen des Konsums und VOT allem auf
Konsumsteigerung nahe. „Ohne Mut zZuU Verzicht und ZU ‚Abbremsen‘ der sich
rapid beschleunigenden technischen Evolution WIT'! menschenwürdiges Dasein heute
und MOTgEN kaum sichern sein“ 194 Im besonderen oilt dies für den Christen:
„5inn und Notwendigkeit christlicher Askese erfährt ine 1EeCUeE Motivation. Christliche
Askese MUuU heute auch dazu bereit seIn, 1 Blick auf die menschliche Weltgemeinschaft
Ansprüche zurückzustellen und solchen Bedürfnissen nicht nachzugeben, deren Erfüllung
das Verhältnis der Menschen untereinander und das Verhältnis VO  j Mensch und
Umwelt belastet‘/195
Mit toeckle kann INd  $ sich aus ethischen Gründen genotigt sehen, die friedliche
Nutzung der Kernenergie nicht prinzipiell ZU verneinen, aber VOT weiıiterem
Ausbau derartiger Unternehmungen der Integrität des Menschen und der Natur
willen noch ıne längere Forschungsperiode fordern196. Vielleicht hilft dazu das

N€?n
Altner, Atomenergie Herausforderung 289 193 Ebd 20

194 Stoeckle, Mut um Verzicht, These Rock, Umweltprobleme 352 Drosselungder Produktion VOoO  »J Luxusgütern, Dämpfung der Habgier, Einschränkung der Abfall-
produkte, Distanz gegenüber dem Konsumwarenangebot, Selbstkontrolle. Vgl ele-
gatıon des Hl Stuhles, JAEA 1978 (s Anm 34) 9; Altner, Atomenergie Heraus-
forderung 306

19. ard. Döpfner, Zur Zukunft der Menschheit
Stoeckle, Mut um Verzicht.
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„stummen Brüdern"192• ,,Hier geht es darum, die seit Jahrhunderten vernachlässigte 
Einbeziehung der Natur in das theologische Denken erneut in Angriff nehmen"193. 

4. Konsumnskesc 

Aus all den schon erörterten Gründen legt sich dem Menschen der industrialisierten 
Welt nicht selten der Verzicht nuf manche Form en des Konsums und vor aJlem auf 
Konsumsteigerung nahe. ,,Ohne Mut zum Verzicht und zum ,Abbremsen' der sich 
rapid beschleunigenden technischen Evolution wird menschenwürdiges Dasein heute 
und morgen kaum zu sichern sein" 19'1• Im besonderen gilt dies für den Christen: 
„Sinn und Notwendigkeit christlicher Askese erfährt eine neue Motivation. Christliche 
Askese muß heute auch dazu bereit sein, im Blick auf die menschliche Weltgemeinschaft 
Ansprüche zurückzustellen und solchen Bedürfnissen nicht nachzugeben, deren Erfüllung 
das Verhältnis der Menschen untereinander und das Verhältnis von Mensch und 
Umwelt belastet"190 • 

Mit B. Stoeckle kann man sich aus ethischen Gründen genötigt sehen, die friedlid1e 
Nutzung der Kernenergie zwar nicht prinzipiell zu verneinen, aber vor weiterem 
Ausbau derartiger Unternehmungen um der Integrität des Menschen und der Natur 
willen nod1 eine längere Forschungsperiode zu fordern196• Vielleicht hilft dazu das 
Nein zu Zd. 

m G. Altner, Atomenergie - Herausforderung 289. 183 Ebd. 203. 
'"' B. Stoeckle, Mut zum Verzidlt, These 5 . - M. Rock, Umweltprobleme 352 f: Drosselung 

der Produktion von Luxusgütern, Dämpfung der Habgier, Einschränkung der Abfall­
produkte, Distanz gegenüber dem Konsumwarenangebot, Selbstkontrolle. - Vgl. Dele­
gation des HI. Stuhles, IAEA 1978 (s. Anm. 34) 9; G. Altner, Atomenergie - Heraus­
forderung 306. 

ig, ]. Knrd. Döpfner, Zur Zukunft der Menschheit 15. 
m B. Stoeckle, Mut zum Verzicht. 
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